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Änderung des Dienstrechts der Pfarrer, Pastoren 
im Hilfsdienst und Kirchenbeamten 

Landeskirchenamt 
Az.: 6240/C4-16 

Bielefeld, den 16. 2. 1981 

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union hat am 15. Juni 1980 die nachstehenden fünf Kirchen­
gesetze beschlossen. Sie sind in Heft 9/1980 des Amtsblatts der Evangelischen Kirche in Deutschland ver­
kündet worden. Der Inkraftsetzung dieser Gesetze für die Evangelische Kirche von Westfalen hat die 
Landessynode durch Beschluß vom 13. November 1980 zugestimmt. Der Rat der Evangelischen Kirche 
der Union hat diese Kirchengesetze für die Evangelische Kirche von Westfalen durch Beschluß vom 3. Fe­
bruar 1981 mit Wirkung vom 1. April 1981 in Kraft gesetzt. 

I. 
Kirchengesetz zur Änderung des Pfarrer­
dienstgesetzes der Evangelischen Kirche der 

Union 
Vom 15. Juni 1980 

(ABI. EKD 1980 S. 371) 

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union 
- Bereich Bundesrepublik Deutschland und Berlin­
West - hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Kirchengesetz über die dienstrechtlichen Ver­
hältnisse der Pfarrer in der Evangelischen Kirche der 

Union (Pfarrerdienstgesetz) i. d. F. der Bekanntma­
chung vom 18. März 1975 (ABI. EKD 1975 Seite 182), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 6. Dezember 
1977 (ABI. EKD 1978 Seite 18), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe c erhält folgende 
Fassung: 

„die nach den geltenden Kirchengesetzen über 
die Vorbildung der Pfarrer vorgeschriebene wis­
senschaftliche und praktische Ausbildung durch­
laufen, die theologischen Prüfungen mit Erfolg ab­
gelegt und die Hilfsdienstpflicht erfüllt haben so­
wie ordiniert sein oder bereit sein, sich ordinieren 
zu lassen." 
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2. § 36 Absatz 3 Satz 2 erhält .folgende Fassung: 
,,Im Falle der Scheidung der Ehe kann der Pfar­

rer, unbeschadet etwaiger disziplinarischer Maß­
nahmen, in den Wartestand versetzt werden." 

3. In § 43 wird das Wort „Lehrzuchtverfahren" durch 
,,Lehrbeanstandungsverfahren" ersetzt. 

4. § 54 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
,, Über die in diesem Kirchengesetz besonders ge­

nannten Fälle hinaus kann der Pfarrer in den 
Wartestand versetzt werden, wenn ein Tatbestand 
vorliegt, der dem Pfarrer die gedeihliche Führung 
des Pfarramtes in seiner Gemeinde unmöglich macht 
(§ 49 Absatz 1 Buchstabe b) und eine gedeihliche 
Wirksamkeit auch in einer anderen Pfarrstelle zu­
nächst nicht erwarten läßt." 

5. § 56 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Wartestand beginnt 
a) in den Fällen des § 21 Absatz 2 und § 73 a 

Absatz 1 mit dem Tage, den das Konsisto­
rium (Landeskirchenamt) festgesetzt, 

b) in den Fällen des § 48 a Absatz 3 und § 53 
Absatz 3 mit dem Ablauf des Monats, der 
auf die Mitteilung des Beschlusses über die 
Versetzung in den Wartestand folgt, 

c) in den übrigen Fälle':'! mit dem Ablauf 
des Monats, in dem der Beschluß über die 
Versetzung in den Wartestand unanfechtbar 
geworden ist." 

b) In Absatz 4 werden die Worte „abgesehen von 
den Fällen des § 21 Absatz 2" durch „soweit 
nicht etwas anderes bestimmt ist" ersetzt. 

6. In § 57 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„übertragen" ein Semikolon und die Worte „dies 
gilt nicht im Falle einer Versetzung in den Warte­
stand gemäß § 21 Absatz 2 oder § 73 a Absatz 1" 
eingefügt. 

7. § 58 erhält.folgende Fassung*): 

,,(1) Der Pfarrer tritt mit Ablauf des Monats, in 
dem er das 65. Lebensjahr vollendet, in den Ruhe­
stand. 

(2) Der Pfarrer kann auch ohne Nachweis der 
Dienstunfähigkeit auf seinen Antrag in den Ruhe­
stand versetzt werden, wenn er 
a) das 62. Lebensjahr vollendet hat oder 
b) schwerbehindert im Sinne des § 1 des Schwer­

behindertengesetzes ist und das 60. Lebensjahr 
vollendet hat. 

Das gliedkirchliche Recht kann bestimmen, daß 
einem Antrag nach Buchstabe b nur entsprochen 
werden darf, wenn sich der Pfarrer unwiderruflich 
verpflichtet, nicht mehr als einen festzulegenden 
Höchstbetrag aus Beschäftigungen oder Erwerbs­
tätigkeiten hinzuzuverdienen. 

(3) Den Gliedkirchen bleibt es überlassen, bei 
einem besonderen Notstand der Kirche die in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Altersgrenzen zeit­
weilig hinaufzusetzen." 

8. § 59 Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„Der Ruhestand beginnt im Falle des Absatzes 
7 mit dem Ablauf des dritten Monats, der auf die 
Mitteilung des Beschlusses über die Versetzung in 
den Ruhestand folgt, im Falle des Absatzes 8 mit 
dem Ablauf des dritten Monats, der auf den Ab­
lauf der Frist gemäß Absatz 5 Satz 1 folgt. Ist der 
Beschluß über die Versetzung in den Ruhestand bis 
zu diesem Zeitpunkt noch nicht ergangen oder noch 

*) Aufgrund von Artikel 4 Absatz 3 hat die Landessynode beschlossen, daß 
diese Änderung erst am 1. Januar 1983 in Kraft tritt. 

nicht unanfechtbar, so kann die Kirchenleitung bei 
Beurlaubung des Pfarrers die das Ruhegehalt über­
steigenden Dienstbezüge einbehalten. Wird die 
Entscheidung über die Versetzung in den Ruhe­
stand unanfechtbar, so verfallen die einbehaltenen 
Beträge, anderenfalls sind sie nachzuzahlen." 

9. In § 60 Absatz 1 Satz 1 werden nach den Worten 
,,gemäß § 21 Absatz 2" die Worte „oder § 73 a Ab­
satz 1" eingefügt. 

10. § 61 Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fassung*): 

,,Eine Verpflichtung zur Übernahme der Pfarr­
stelle kann nur ausgesprochen werden, wenn er 
das 62. Lebensjahr noch nicht vollendet hat." 

11. § 64 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,Der Pfarrer scheidet aus dem Dienst aus, 

a) wenn er aus der Kirche austritt oder einer 
anderen Religionsgemeinschaft beitritt; dies 
gilt nicht, wenn der Pfarrer im Falle eines 
Auslandsdienstes mit Zustimmung der Kir­
chenleitung einer anderen reformatorischen 
Kirche beitritt, 

b) wenn er auf die in der Ordination begrün­
deten Rechte verzichtet, 

c) wenn in einem Lehrbeanstandungsverfah­
ren festgestellt wird, daß er als ein ordinier­
ter Diener am Wort nicht mehr tragbar ist, 

d) wenn er den Dienst ohne Zustimmung der 
Kirchenleitung aufgibt oder nach Ablauf 
einer Beurlaubung oder eines Wartestandes 
gemäß § 21 Absatz 2 trotz Aufforderung 
durch die Kirchenleitung nicht wieder auf­
nimmt, 

e) wenn er in ein öffentlich-rechtliches Amts­
oder Dienstverhältnis zu einem anderen 
Dienstherrn tritt, sofern gesetzlich nichts an­
deres bestimmt ist oder die Kirchenleitung 
keine andere Regelung trifft; dies gilt nicht 
für den Eintritt in ein Beamtenverhältnis 
auf Widerruf oder als Ehrenbeamter." 

b) Absatz 5 wird gestrichen. 

12. In § 66 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„steht" die Worte „oder wenn erwartet werden 
kann, daß der Pfarrer nach Maßgabe seiner Zeit 
und Kraft am Dienst der öffentlichen Wortverkün­
digung und Sakramentsverwaltung weiterhin teil­
hat" eingefügt. 

13. In Abschnitt XI erhält die Überschrift von Unter­
abschnitt 2 folgende Fassung: 

,,Wartestand und eingeschränktes Dienstverhält­
nis aus .familiären Gründen" 

14. § 73 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort „verhei­
ratete" gestrichen und vor dem Wort „einem" 
das Wort „mindestens" eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „verheirate­
ten" gestrichen . 

• 
15. In Abschnitt XI wird bei gleichzeitiger Streichung 

des bisherigen § 73 b hinter § 73 a folgender Unter­
abschnitt 3 eingefügt: 

„3. Privatrechtliches Dienstverhältnis 

§ 73 b 

In begründeten Einzelfällen kann ein Pfarrer in 
einem privatrechtlichen Dienstverhältnis beschäf­
tigt und zum Inhaber einer Pfarrstelle berufen 
werden. Im Dienstvertrag sollen die den Dienst 
des Pfarrers betreffenden Bestimmungen des kirch-
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liehen Verfassungsrechts und des Pfarrerdienst­
rechts, insbesondere die Abschnitte IV bis VI dieses 
Kirchengesetzes, für sinngemäß anwendbar erklärt 
werden, soweit diese Bestimmungen nicht das Be­
stehen eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhält­
nisses voraussetzen." 

Artikel 2 

Der Rat wird ermächtigt, das Pfarrerdienstgesetz in 
der nach dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes gel­
tenden Fassung unter neuem Datum bekanntzumachen, 
dabei die Paragraphenfolge neu zu ordnen und Unstim­
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 3*) 

Pfarrer, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Kirchengesetzes das 64. Lebensjahr vollendet haben, 
sind mit dem Ablauf eines Jahres seit dem Inkrafttre­
ten, spätestens jedoch mit dem Ablauf des Monats, in 
dem sie das 70. Lebensjahr vollenden, in den Ruhestand 
zu versetzen. Die Möglichkeit einer vorherigen Ver­
setzung in den Ruhestand nach den allgemeinen Be­
stimmungen bleibt unberührt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt für die Evangelische 
Kirche der Union am 1. April 1981 in Kraft. Es wird 
vom Rat für die Gliedkirchen in Kraft gesetzt, nachdem 
diese jeweils zugestimmt haben. 

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt Artikel 2 am Tage 
nach der Verkündung dieses Kirchengesetzes in Kraft. 

(3) Die Gliedkirchen werden ermächtigt, das Inkraft­
treten von Artikel 1 Nr. 7 und 10 und Artikel 3 für 
ihren Bereich hinauszuschieben, jedoch längstens bis 
zum 1. April 1986. 

(4) Mit dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
tritt die Verordnung betreffend verlassene Pfarrstellen 
vom 3. März 1959 (ABI. EKD 1959 Seite 71) außer Kraft. 

Be r 1 in, den 15. Juni 1980 

Der Präses der Synode 
der Evangelischen Kirche der Union 

- Bereich Bundesrepublik 
Deutschland und Berlin-West -

Karzig 

II. 
Kirchengesetz zur Änderung des Hilfsdienst­
gesetzes der Evangelischen Kirche der 

Union 

Vom 15. Juni 1980 
(ABI. EKD 1980 S. 373) 

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union 
- Bereich Bundesrepublik Deutschland und Berlin­
West - hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Kirchengesetz über die dienstrechtlichen Verhält­
nisse der Pastoren im Hilfsdienst in der Evangelischen 
Kirche der Union (Hilfsdienstgesetz) i. d. F. der Be­
kanntmachung vom 18. März 1975 (ABI. EKD 1975 
Seite 207) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

*) Aufgrund von Artikel 4 Absatz 3 hat die Landessynode beschlossen, daß 
diese Änderung erst am 1. Januar 1983 in Kraft tritt. 

,,§ 1 

(1) Der Kandidat des Pfarramtes tritt mit der 
Berufung durch die Evangelische Kirche der Union 
oder eine ihrer Gliedkirchen in den Hilfsdienst der 
Kirche. 

(2) In den Hilfsdienst soll nur berufen werden, 
wer sich im Glauben an das Evangelium gebunden 
weiß, die erforderlichen Gaben hat und sich eines 
Wandels befleißigt, wie er von einem Diener der 
Kirche erwartet wird. Er muß 
a) vollberechtigtes Glied einer Gliedkirche der 

Evangelischen Kirche in Deutschland sein, 
b) gesund und frei von solchen Gebrechen sein, 

die ihn an der Ausübung des Amtes hindern, 
c) die nach den Kirchengesetzen über die Vorbil­

dung der Pfarrer vorgeschriebene wissenschaft­
liche und praktische Ausbildung durchlaufen 
und die theologischen Prüfungen mit Erfolg ab­
gelegt haben sowie ordiniert sein oder bereit 
sein, sich ordinieren zu lassen. 

§ 1 a 

(1) Das Hilfsdienstverhältnis wird durch die Aus­
händigung der Berufungsurkunde begründet. Die 
Berufung wird mit dem Tage der Aushändigung 
der Berufungsurkunde wirksam, es sei denn, daß 
darin ein späterer Tag bestimmt ist. Eine Beru­
fung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist un­
zulässig und insoweit unwirksam. 

(2) Die Berufungsurkunde muß außer dem Na­
men, Geburtsdatum und -ort die ·aw;;drückliche Er­
klärung enthalten, daß der Berufene zum Pastor 
im ·Hilfsdienst berufen wird. 

(3) Im übrigen finden auf die Berufung die §§ 11 
und 12 des PfarrerdienstgesetzeS entsprechende 
Anwendung. 

§ 1 b 

Der Pastor im Hilfsdienst wird ordiniert. Die 
Anordnung der Ordination wird nach gliedkirch­
lichem Recht geregelt." 

2. In § 2 Absatz 3 werden die Paragraphenzahl „46" 
durch „46 a" ersetzt und die Worte „vom 11. No­
vember 1960 (ABI. EKD 1961 Nr. 37)" gestrichen. 

3. § 3 erhält folgende Fassung: 
,,(1) Der Hilfsdienst ist für die Dauer von zwei 

Jahren Pflicht. Die P.flichtzeit kann aus besonde­
ren Gründen bis auf ein Jahr gekürzt oder um 
höchstens zwei Jahre verlängert werden. Die ge­
nannten Fristen verlängern sich um die Zeit einer 
Beurlaubung ohne Dienstbezüge, soweit nicht 
etwas anderes bestimmt wird. 

(2) Nach Erfüllung der Hilfsdienstpflicht ent­
scheidet die Kirchenleitung über die Zuerkennung 
der Anstellungsfähigkeit nach Maßgabe der Be­
stimmungen des Pfarrerdienstgesetzes." 

4. § 4 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Nach Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit 
bleibt der Pastor im Hilfsdienst bis zur Berufung 
in ein Pfarramt im Hilfsdienst der Kirche. Diese 
Zeit soll in der Regel drei Jahre nicht überschrei­
ten. 

(2) Das gliedkirchliche Recht kann bestimmen, 
daß der Pastor im Hilfsdienst entlassen werden 
kann, wenn er bis zum Ablauf einer festzulegen­
den Höchstzeit nicht in ein Pfarramt berufen wor­
den ist." 

5. In § 5 Satz 1 werden die Worte „Beendigung des 
P.flichtjahres" durch „Zuerkennung der Anstel­
lungsfähigkeit" ersetzt. Satz 2 wird gestrichen. 
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6. § 8 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Der Pastor im Hilfsdienst ist in den Ruhe­
stand zu versetzen, wenn -er infolge Krankheit, Ver­
letzung oder sonstiger Beschädigung, die er sich 
ohne grobes Verschulden bei Ausübung oder aus 
Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, dienst­
unfähig geworden ist. 

(2) Nach Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit 
ist der Pastor im Hilfsdienst auch dann in den 
Ruhestand zu versetzen, wenn er aus anderen 
Gründen dienstunfähig geworden ist. Dies setzt 
voraus, daß er eine Dienstzeit von mindestens fünf 
Jahren abgeleistet hat. Ist diese Voraussetzung 
nicht erfüllt, ist er zu entlassen. 

(3) Vor Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit 
kann der Pastor im Hilfsdienst i;nter den Voraus­
setzungen des Absatzes 2 in den Ruhestand ver­
setzt werden, anderenfalls ist er zu entlassen. 

(4) Im übrigen finden die Vorschriften des § 58 
Absätze 1 und. 2, des § 59 Absätze 2 bis 9 und des 
§ 61 des Pfarrerdienstgesetzes entsprechende An­
wendung." 

7. § 10 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Der Pastor im Hilfsdienst kann vor Zuer­
kennung der Anstellungsfähigkeit entlassen wer­
den, 
a) wenn ein Verhalten vorliegt, das bei einem 

Pfarrer eine im förmlichen Disziplinarverfahren 
zu verhängende Disziplinarstrafe zur Folge 
hätte, 

b) wenn ihm die gedeihliche Führung eines Pfarr­
amtes nicht möglich ist oder 

c) wenn eine der Voraussetzungen für die Beru­
fung in den Hilfsdienst nach § 1 Absatz 2 weg­
gefallen ist. 

(2) Bei der Entlassung nach Absatz 1 Buchstaben 
b und c sind folgende Fristen einzuhalten: 
bei einer Dienstzeit als Pastor im Hilfsdienst 

bis zu einem Jahr ein Monat zum Monats­
schluß, 
von mehr als einem Jahr sechs Wochen zum 
Schluß des Kalendervierteljahres, 
von mehr als drei Jahren drei Monate zum 
Schluß des Kalendervierteljahres. 

(3) Vor der Entscheidung über die Entlassung ist 
der Pastor im Hilfsdienst zu hören. Die Entschei­
dung ist schriftlich zu begründen und dem Pastor 
im Hilfsdienst zuzustellen. 

(4) Gegen die Entscheidung über die Entlassung 
kann der Pastor im Hilfsdienst binnen einem Mo­
nat nach Zustellung bei der Kirchenleitung Be­
schwerde erheben. Die Zurückweisung der Be­
schwerde unterliegt der kirchengerichtlichen Nach­
prüfung. Näheres bestimmt das gliedkirchliche 
Recht. 

(5) Im Falle der Entlassung wird ein Übergangs­
geld nach Maßgabe besonderer gliedkirchlicher Be­
stimmungen gewährt. Hat die Hilfsdienstzeit län­
ger als zehn Jahre gedauert, so kann ein widerruf­
licher Unterhaltsbeitrag bewilligt werden." 

8. § 12 erhält folgende Fassung: 
,,In den Hilfsdienst kann auch ein Bewerber be­

rufen werden, dem die Anstellungsfähigkeit als 
Pfarrer gemäß den §§ 3 bis 5 des Pfarrerdienstge­
setzes zuerkannt worden ist, solange er noch nicht 
in eine Pfarrstelle berufen ist." 

9. § 13 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden in Satz 1 das Wort „ver­

heiratete" sowie die Worte „und ohne Anwart-

schaft auf Versorgung" und Satz 2 gestrichen 
und in Satz 3 die Worte „das Pflichtjahr" durch 
,,die Pflichtzeit" ersetzt. 

b) Absatz 1 Satz 4 erhält folgende Fassung: 
„Wird die Pastorin im Hilfsdienst in einem 

eingeschränkten Dienstverhältnis verwendet, so 
kann die regelmäßige Pflichtzeit um höchstens 
zwei Jahre verlängert werden." 

c) Absatz 2 wird gestrichen. 

10. Nach § 13 wird folgender § 13 a eingefügt: 

,,§ 13 a 

Aus besonderen Gründen kann ein Pastor im 
Hilfsdienst in einem privatrechtlichen Dienstver­
hältnis beschäftigt werden. § 73 b Satz 2 des Pfar­
rerdienstgesetzes findet sinngemäß Anwendung." 

lL In§ 14 Absatz 2 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

,,§ 77 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des Pfarrer­
dienstgesetzes findet entsprechende Anwendung." 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

Artikel 2 

Der Rat wird ermächtigt, das Hilfsdienstgesetz in der 
nach dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes gelten­
den Fassung unter neuem Datum bekanntzumachen, 
dabei die Paragraphenfolge neu zu ordnen und Unstim­
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 3 

Für Pastoren im Hilfsdienst, die vor dem Inkrafttre­
ten dieses Kirchengesetzes bereits im Hilfsdienstver­
hältnis standen, finden § 3 Absatz 1, § 8 und § 10 Ab­
satz 1 des Hilfsdienstgesetzes in der bisher geltenden 
Fassung Anwendung. 

Artikel 4 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt für die Evangelische 
Kirche der Union am 1. April 1981 in Kraft. Es wird 
vom Rat für die Gliedkirchen in Kraft gesetzt, nachdem 
diese jeweils zugestimmt haben. 

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt Artikel 2 am Tage 
nach der Verkündung dieses Kirchengesetzes in Kraft. 

Berlin, den 15. Juni 1980 

Der Präses der Synode 
der Evangelischen Kirche der Union 

Bereich Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin-West 

Karzig 

III. 
Kirchengesetz zur Änderung des Pfarrer­
dienstgesetzes und des Hilfsdienstgesetzes 

der Evangelischen Kirche der Union 

Vom 15. Juni 1980 
(Abl. EKD 1980 S. 375) 

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union 
- Bereich Bundesrepublik Deutschland und Berlin­
West - hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Kirchengesetz über die dienstrechtlichen Verhält­
nisse der Pfarrer in der Evangelischen Kirche der 
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Union (Pfarrerdienstgesetz) i. d. F. der Bekanntma­
chung vom 18. März 1975 (ABL EKD 1975 Seite 182), 
zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 15. Juni 1980, 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 56 Absatz 1 Buchstabe a werden nach ,,§ 21 Ab­
satz 2" ein Komma eingefügt und die Worte „und 
§ 73 a Absatz l" durch ,,§ 61 a Absatz 1 und § 61 c 
Absatz 3" ersetzt. 

2. In § 57 Absatz 2 Satz 1 werden die Worte ,,§ 73 a 
Absatz 1" durch ,,§ 61 a Absatz l" ersetzt. 

3. In § 60 Absatz 1 Satz 1 werden die Worte ,,§ 73 a 
Absatz l" durch ,,§ 61 a Absatz l" ersetzt. 

4. In Abschnitt VII wird nach § 61 folgender Unterab­
schnitt 5 eingefügt: 

„5. Veränderung des Dienstverhältnisses aus 
familiären Gründen 

§ 61 a 

(1) Ein Pfarrer, der mit mindestens einem un­
terhaltsberechtigten Kind unter sechs Jahren 
oder mit mindestens zwei unterhaltsberechtigten 
Kindern unter zehn Jahren in häuslicher Ge­
meinschaft lebt, kann auf Antrag bis zu drei 
Jahren mit der Möglichkeit der Verlängerung 
ohne Wartegeld in den Wartestand versetzt wer­
den. § 57 Absatz 2 und § 60 finden keine An­
wendung. 

'(2) Ein Pfarrer, der mit mindestens einem un­
terhaltsberechtigten Kind unter sechzehn Jahren 
in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann mit seiner 
Zustimmung in einem eingeschränkten Dienst­
verhältnis verwendet werden. Das eingeschränk­
te Dienstverhältnis darf nur in dafür besonders 
bestimmten Pfarrstellen für in sich abgeschlos­
sene Aufgabenbereiche begründet werden. Sein 
Umfang muß mindestens der Hälfte eines ver­
gleichbaren uneingeschränkten Dienstverhältnis­
ses entsprechen. 

(3) Unterhaltsberechtigt im Sinne der Absätze 
1 und 2 ist ein Kind, dem gegenüber der Pfarrer 
oder sein Ehegatte unterhaltspflichtig ist. 

(4) Der Wartestand nach Absatz 1 und die Ver­
wendung im eingeschränkten Dienstverhältnis 
nach Absatz 2 dürfen zusammen eine Dauer von 
zwölf Jahren, der Wartestand allein eine Dauer 
von sechs Jahren nicht überschreiten. In Aus­
nahmefällen kann der Wartestand mit Zustim­
mung des Pfarrers verlängert werden, jedoch 
nur bis zu einer Höchstdauer von neun Jahren. 

§ 61 b 

Über die Versetzung in den Wartestand nach 
§ 61 a Absatz 1 und die Verwendung im einge­
schränkten Dienstverhältnis nach § 61 a Absatz 2 
entscheidet das Konsistorium (Landeskirchen­
amt). Die Entscheidung kann vor Ablauf des 
Zeitraums, für den sie getroffen wurde, geändert 
werden, wenn die Voraussetzungen entfallen 
sind oder der Pfarrer dies beantragt und keine 
dienstlichen Gründe entgegenstehen. 

§ 61 C 

(1) Endet der Wartestand (§ 61 a Absatz 1) 
oder das eingeschränkte Dienstverhältnis (§ 61 a 
Absatz 2), so ist das Konsistorium (Landeskir­
chenamt) dem Pfarrer bei der Bewerbung oder 
der Berufung in eine neue Pfarrstelle behilflich. 

(2) Wird der Pfarrer nicht sogleich in eine 
neue Pfarrstelle berufen, so bleibt er bis zur 
Dauer von sechs Monaten im Wartestand ohne 
Wartegeld oder behält den Anspruch auf das ihm 
aus der Verwendung im eingeschränkten Dienst­
verhältnis bisher gezahlte Diensteinkommen. 
§ 57 Absätze 2 bis 4 gilt entsprechend. 

(3) Wird der Pfarrer nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach Ablauf des Wartestandes oder der 
Verwendung im eingeschränkten Dienstverhält­
nis in eine neue Pfarrstelle berufen, so bleibt er 
im Wartestand, oder er ist in den Wartestand zu 
versetzen. Er erhält ein Wartegeld nach Maßgabe 
der besonderen kirchengesetzlichen Bestimmun­
gen." 

5. In Abschnitt XI wird Unterabschnitt 2 gestrichen. 
Der bisherige Unterabschnitt 3 wird Unterabschnitt 
2, der bisherige § 73 b wird § 73 a. 

Artikel 2 

Das Kirchengesetz über die dienstrechtlichen Ver­
hältnisse der Pastoren im Hilfsdienst in der Evangeli­
schen Kirche der Union (Hilfsdienstgesetz) i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 18. März 1975 (ABL EKD 1975 
Seite 207), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 
15. Juni 1980, wird wie folgt geändert: 

1. § 13 erhält folgende Fassung: 

„Für den Pastor im Hilfsdienst finden die 
§§ 61 a und 61 b des Pfarrerdienstgesetzes mit 
der Maßgabe entsprechende Anwendung, daß an 
die Stelle des Wartestandes die Beurlaubung 
ohne Dienstbezüge tritt. Die Zeit einer solchen 
Beurlaubung wird auf die Pflichtzeit (§ 3) nicht 
angerechnet. Wird der Pastor im Hilfsdienst in 
einem eingeschränkten Dienstverhältnis verwen­
det, so kann die regelmäßige Pflichtzeit um höch­
stens zwei Jahre verlängert werden." 

2. In § 13 a Satz 2 werden die Worte ,,§ 73 b Satz 2" 
durch ,,§ 73 a Satz 2" ersetzt. 

Artikel 3 

Der Rat wird ermächtigt, das Pfarrerdienstgesetz 
und das Hilfsdienstgesetz in der nach dem Inkrafttre­
ten dieses Kirchengesetzes geltenden Fassung unter 
neuem Datum bekanntzumachen, dabei die Paragra­
phenfolge neu zu ordnen und Unstimmigkeiten des 
Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt für die Evangelische Kirche 
der Union am 1. April 1981 in Kraft. Es wird vom Rat 
für die Gliedkirchen in Kraft gesetzt, nachdem diese 
jeweils zugestimmt haben. 

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt Artikel 3 am Tage 
nach der Verkündung dieses Kirchengesetzes in Kraft. 

B er 1 in, den 15. Juni 1980 

Der Präses der Synode 
der Evangelischen Kirche der Union 

- Bereich Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin-West -

Karzig 
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IV. 
Kirchengesetz zur Änderung des Kirchen­
beamtengesetzes der Evangelischen Kirche 

der Union 

Vom 15. Juni 1980 
(ABl. EKD 1980 S. 376) 

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union 
- Bereich Bundesrepublik Deutschland und Berlin­
West - hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Kirchengesetz über die Rechtsverhältnisse der 
Kirchenbeamten (Kirchenbeamtengesetz) i. d. F. der Be­
kanntmachung vom 18. März 1975 (ABI. EKD 1975 Sei­
te 195), zuletzt geändert durch Verordnung vom 5. Juli 
1977 (ABI. EKD 1977 Seite 375), wird wie folgt geän­
dert: 

1. § 54 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 Satz 3 wird gestrichen. 
b) Die Absätze 4 und 5 werden Absätze 3 und 4. 

c) Der neue Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Der Kirchenbeamte auf Lebenszeit kann auch 
ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit auf seinen 
Antrag in. den Ruhestand versetzt werden, wenn 
er 
a) das 62. Lebensjahr vollendet hat oder 

b) schwerbehindert im Sinne des § 1 des 
Schwerbehindertengesetzes ist und das 60. Le­
bensjahr vollendet hat. 

Das gliedkirchliche Recht kann bestimmen, daß 
einem Antrag nach Buchstabe b nur entsprochen 
werden darf, wenn sich der Kirchenbeamte un­
widerruflich verpflichtet, nicht mehr als einen 
festzulegenden Höchstbetrag aus Beschäftigun­
gen oder Erwerbstätigkeiten hinzuzuverdienen." 

2. In § 58 Absatz 2 werden folgende Sätze 2 und 3 
eingefügt: 

,,Diese Versetzung in den Ruhestand setzt vor­
aus, daß er eine Dienstzeit von mindestens fünf 
Jahren abgeleistet hat. Ist diese Voraussetzung 
nicht erfüllt, ist er zu entlassen." 

3. § 66 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,,Der Kirchenbeamte ist zu entlassen, 

a) wenn er aus der Kirche austritt oder einer 
anderen Religionsgemeinschaft beitritt; die 
oberste Dienstbehörde kann im einzelnen Fall 
eine andere Regelung treffen, 

b) wenn er den Dienst ohne Zustimmung der 
obersten Dienstbehörde aufgibt oder nach Ab­
lauf einer Beurlaubung gemäß § 23 trotz Auf­
forderung durch die oberste Dienstbehörde 
nicht wieder aufnimmt, 

c) wenn er in ein öffentlich-rechtliches Amts­
oder Dienstverhältnis zu einem anderen 
Dienstgeber tritt, sofern gesetzlich nichts an­
deres bestimmt ist oder die oberste Dienstbe­
hörde. keine andere Regelung trifft; dies gilt 
nicht für den Eintritt in ein Beamtenverhält­
nis auf Widerruf oder als Ehrenbeamter." 

Artikel 2 

Der Rat wird ermächtigt, das Kirchenbeamtengesetz 
in der nach dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
geltenden Fassung unter neuem Datum bekanntzuma­
chen, dabei die Paragraphenfolge neu zu ordnen und 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt für die Eva·:i.gelische Kirche 
der Union am 1. April 1981 in Kraft. Es wird vom Rat 
für die Gliedkirchen in Kraft gesetzt, nachdem diese 
jeweils zugestimmt haben. 

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt Artikel 2 am Tage 
nach der Verkündung dieses Kirchengesetzes in Kraft. 

Be r 1 in, den 15. Juni 1980 

Der Präses der Synode 
der Evangelischen Kirche der Union 

- Bereich Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin- West -

Karzig 

V. 
Kirchengesetz zur Änderung des Kirchen­
gesetzes über das Amt, die Ausbildung und 

die Anstellung der Diakone 

Vom 15. Juni 1980 
(ABl. EKD 1980 S. 376) 

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union 
- Bereich Bundesrepublik Deutschland und Berlin­
West - hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Kirchengesetz über das Amt, die Ausbildung und 
die Anstellung der Diakone vom 13. Februar 1959 (ABI. 
EKD 1960 Seite 126), geändert durch die Verordnung 
vom 3. Juli 1973 (ABI. EKD Seite 1041), wird wie folgt 
geändert: 

1. Der Überschrift wird die Kurzbezeichnung ,,(Dia­
konengesetz)" angefügt. 

2. Vor § 1 wird folgende Abschnittsüberschrift einge­
fügt: 

,,I. Amt des Diakons" 

3. § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
a) Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c) Mitarbeit in der Gemeinde, vor allem im 
Besuchsdienst, in der Betreuung von Alten 
und Kranken, in der kirchlichen Unterwei­
sung sowie in der Jugend- und Erwachse­
nenarbeit," 

b) In Buchstabe e wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgender Buchstabe f an­
gefügt: 
,,f) Wortverkündung, besonders in Andach­

ten, Bibelstunden, Schulgottesdiensten, Ju­
gendgruppen, Kindergottesdiensten einschl. 
der Vorbereitung der Helfer; die Bestim­
mungen über die Leitung des öffentlichen 
Gottesdienstes bleiben unberührt." 

4„ Vor § 3 wird folgende Abschnittsüberschrift einge­
fügt: 

"II. Ausbildung und Einsegnung" 

5. § 3 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Die Ausbildung zum Diakon erfolgt in 
einer Diakonenanstalt, die von der Kirchenlei­
tung der Gliedkirche, in deren Bereich sie liegt, 
und vom Rat der Evangelischen Kirche der 
Union als Ausbildungsstätte anerkannt ist. 

(2) An die Ausbildung kann sich eine 
Aufbauausbildung oder verpflichtende Fortbil­
dung anschließen. Das Nähere regelt das glied­
kirchllche Recht." 
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6. § 4 Absätze 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Zur Ausbildung zum Diakon könneri Män­
ner und Frauen zugelassen werden, die 
a) einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche 

in Deutschland angehören, 
b) nicht älter als 30 Jahre sind, 
c) gesund und frei von solchen Gebrechen sind, 

die sie an der späteren Ausübung des Dien­
stes hindern, 

d) die Fachoberschulreife oder eine gleichwer­
tige Ausbildung besitzen und 

e) zur späteren Übernahme des Diakonenam­
tes geeignet erscheinen. 

(2) Über die Zulassung entscheidet die Diako­
nenanstalt. Diese kann im Einvernehmen mit 
dem Konsistorium (Landeskirchenamt) der zu­
ständigen Gliedkirche Ausnahmen von den Be­
stimmungen des Absatzes 1 Buchstaben a, b 
und d zulassen." 

7. § 5 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Die Ausbildung umfaßt eine mindestens 
zweijährige theologisch-diakonische Ausbildung 
und eine unter Einschluß eines Anerkennungs­
jahres mindestens dreijährige Ausbildung zu 
einem staatlich anerkannten Sozialberuf, die 
einen · Fachschulabschluß oder einen vergleich­
baren Ausbildungsabschluß einschließt. 

(2) Allgemeine Richtlinien für die theologisch­
diakonische Ausbildung erläßt der Rat der Evan­
gelischen Kirche der Union im Benehmen mit 
den Diakonenanstalten. 

(3) Die Diakonenanstalten können im Beneh­
men mit der zuständigen Kirchenleitung be­
stimmen, daß während der Ausbildung eine dia­
konische Zwischenprüfung stattfindet." 

8. § 6 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Die Ausbildung des Diakonenschülers 
wird mit der Diakonenprüfung abgeschlossen." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „bzw. des zu­
ständigen Konsistoriums (Landeskirchenamts)" 
gestrichen. 

c) In Absatz 3 wird Satz 2 gestrichen. 
d) Absatz 4 wird gestrichen. Der bisherige Ab­

satz 5 wird Absatz 4. 

9. § 7 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,Sie setzt die Zugehörigkeit zu einer Glied­
kirche der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land und das Bestehen der Diakonenprüfung 
voraus." 

10. Vor § 8 wird folgende Abschnittsüberschrift einge­
fügt: 

,,III. A·:i.stellung" 

11. § 8 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden die Worte „die Kirchen­

leitung bzw." gestrichen und das Wort „deren" 
durch „dessen" ersetzt. 

b) Die Absätze 2 und 5 werden gestrichen. Die 
bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 2 
und 3. 

12. § 9 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 werden die Worte „einen überge­

meindlichen kirchlichen Verband" durch „einen 
Kirchenkreis, einen aus ·solchen Körperschaften 
gebildeten Verband" ersetzt. 

b) Absatz 3 Satz 2 und Absatz 6 werden gestri­
chen. 

13. § 10 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden die Worte „der Kirchen­

leitung bzw." gestrichen und folgender Buch­
stabe c eingefügt: 
,,c) wenn einem Diakon im Angestelltenver­

hältnis fristlos gekündigt worden ist und 
das Konsistorium (Landeskirchenamt) nach 
Anhörung des Diakons feststellt, daß er die 
Anstellungsfähigkeit verwirkt hat." 

b) Die Absätze 4 und 5 werden Absätze 2 und 3. 
Im neuen Absatz 3 werden die Worte „die Kir­
chenleitung bzw." gestrichen. 

14. Vor § 11 wird folgende Abschnittsüberschrift ein­
gefügt: 

,,IV. Übergangs- und Schlußbestimmungen" 

15. § 11 Absatz 2 wird gestrichen. Der bisherige Ab­
satz 3 wird Absatz 2. 

16. Nach § 11 wird folgender § 11 a eingefügt: 

,,§ 11 a 

(1) Der Rat der Evangelischen Kirche der 
Union stellt eine Liste der Ausbildungsstätten 
au.f, die nach § 3 Absatz 1 anerkannt sind. 

(2) Der Rat der Evangelischen Kirche der 
Union stellt eine Liste der Ausbildungsstätten 
außerhalb des Bereichs der Evangelischen Kir­
che der Union auf, deren Ausbildungsabschlüsse 
als Diakonenprüfung im Sinne dieses Kirchen­
gesetzes anerkannt werden. Die Einsegnung 
zum Diakon und die Verleihung der Anstel­
lungsfähigkeit an Bewerber, die ihre Ausbil­
dung an solchen Ausbildungsstätten abgeschlos­
sen haben, richten sich nach gliedkirchlichem 
Recht.; § 8 Absatz 3 bleibt unberührt." 

17. In§ 12 werden folgende Sätze 2 und 3 eingefügt: 
,,Sie erlassen insbesondere eine Ausbildungs­

und Prüfungsordnung. Sie können bestimmen, 
daß in diesem Kirchengesetz der Kirchenlei­
tung zugewiesene Aufgaben und Befugnisse 
dem Konsistorium (Landeskirchenamt) übertra­
gen oder daß Aufgaben des Konsistoriums (Lan­
deskirchenamts) von der Kirchenleitung wahr­
genommen werden." 

Artikel 2 

Der Rat der Evangelischen Kirche der Union wird 
ermächtigt, das Diakonengesetz in der nach dem In­
krafttreten dieses Kirchengesetzes geltenden Fassung 
unter neuem Datum bekanntzumachen, dabei die Pa­
ragraphenfolge neu zu ordnen und Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 3 

Der Rat der Evangelischen Kirche der Union kann 
Übergangsbestimmungen erlassen. 

Artikel 4 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. April 1981 in 
Kraft. Es wird vom Rat für die Gliedkirchen in Kraft 
gesetzt, nach dem diese jeweils zugestimmt haben. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 1 Num­
mern 16 und 17 sowie Artikel 2 und Artikel 3 am Tage 
nach der Verkündung dieses Kirchengesetzes in Kraft. 

B er l in, den 15. Juni 1980 

Der Präses der Synode 
der Evangelischen Kirche der Union 

- Bereich Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin-West-

K a rz i g 
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Kirchliches Arbeitsrecht 

Landeskirchenamt 

Az.: 6605/81/A 7--02 

Bielefeld, den 14.2.1981 

Die Rheinisch-Westfälisch-Lippische Kommission hat aufgrund von§ 2 Absatz 2 des Arbeitsrechts-Re­
gelungsgesetzes (ARRG) den nachstehenden Beschluß gefaßt, der hiermit gemäß§ 12 Absatz 1 ARRG be­
kanntgemacht wird. Der Beschluß ist gemäß § 3 Absatz 1 ARRG verbindlich. 

Änderung der Allgemeinen Vergütungsord­
nungen zum BAT-KF 

Die Allgemeinen Vergütungsordnungen zum 
BAT-KF für die Angestellten im Bereich der Evan­
gelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen 
Kirche von Westfalen und der Lippischen Landes­
kirche werden wie folgt geändert: 

§ 1 
Änderung der rheinischen Allgemeinen Vergü­

tungsordnung zum BAT 

§ 2 
Änderung der westfälischen und der lippischen 

Allgemeinen Vergütungsordnung zum BAT-KF 

1. Die Berufsgruppe „Handwerker" erhält folgen­
de Fassung: 

„Handwerker 1 

Verg.Gr.X 
1. Handwerker ohne Ausbildung mit einfacher 

Tätigkeit, sofern sie im Angestelltenverhältnis 
beschäftigt werden* 

Verg.Gr. IXb 
2. Mitarbeiter der Fallgruppe 1 nach zweijähri­

ger Eingruppierung und Bewährung in der 
Verg.Gr. X 

3. Handwerker ohne Ausbildung mit schwieriger 
Tätigkeit, sofern sie im Angestelltenverhältnis 
beschäftigt werden* 

Verg.Gr. IXa 
4. Mitarbeiter der Fallgruppe 3 nach zweijähri­

ger Eingruppierung und Bewährung in der 
Verg.Gr. IXb 

Verg.Gr. VIII 
5. Handwerker mit Facharbeiterbrief oder Gesel­

lenprüfung* 

Verg.Gr. VII 
6. Mitarbeiter der Fallgruppe 5 nach dreijähri­

ger Eingruppierung und Bewährung in der 
Verg.Gr. VIII 

7. Handwerker mit Facharbeiterbrief oder Gesel­
lenprüfung in Stellen mit größerer Verantwor­
tung 

8. Maschinenmeister an kleinen und einfachen 
1Vfaschinenanlagen2 

9. Meister mit mindestens zweijähriger Tätigkeit 
als Handwerker oder Facharbeiter, die die Auf­
sicht über eine Gruppe von Handwerkern, 
Facharbeitern oder sonstigen handwerklich 
tätigen Arbeitern führen 2 

10. Handwerks- und Industriemeister an kleine­
ren Arbeitsstätten mit einem geringeren Maß 
von eigener V erantwortung2 

Verg.Gr. VIb 
11. Mitarbeiter der Fallgruppen 7 bis 10 nach 

achtjähriger Eingruppierung und Bewährung 
in der V erg. Gr. VII2 

12. Maschinenmeister sowie Handwerks- und In­
dustriemeister soweit nicht anderweitig ein­
gruppiert2 

13. Meister mit mindestens zweijähriger Tätigkeit 
als Meister in der Verg.Gr. VII Fallgruppe 9 
oder einer entsprechenden Tätigkeit, die die 
Aufsicht über eine größere Gruppe von Hand­
werkern, Facharbeitern oder sonstigen hand­
werklich tätigen Arbeitern führen2 

Verg.Gr. Vc 
14. Mitarbeiter der Fallgruppen 12 und 13 nach 

achtjähriger Eingruppierung und Bewährung 
in der Verg. Gr. Vlb2 

15. Maschinenmeister an großen und wichtigen 
1Vfaschinenanlagen2 

16. Meister mit mindestens dreijähriger Tätigkeit 
als Meister in der Verg.Gr. Vlb, Fallgruppe 13 
oder einer entsprechenden Tätigkeit, sofern sie 
große Arbeitsstätten (Bereiche, Werkstätten, 
Abteilungen oder Betriebe) zu beaufsichtigen 
haben, in denen Handwerker oder Facharbei­
ter beschäftigt sind2 

17. Handwerks- und Industriemeister, die sich 
aus der Fallgruppe 12 dadurch herausheben, 
daß sie in einer besonders wichtigen Arbeits­
stätte mit einem höheren Maß an Verantwor­
tung beschäftigt sind2 

18. Handwerks- und Industriemeister, sofern sie 
große Arbeitsstätten (Bereiche, Werkstätten, 
Abteilungen oder Betriebe) zu beaufsichtigen 
haben, in denen Handwerker oder Facharbei­
ter beschäftigt sind2 

Verg.Gr. Vb 
19. Mitarbeiter der Fallgruppen 15 und 18 nach 

achtjähriger Eingruppierung und Bewährung 
in der Verg.Gr. V c2 

20. Maschinenmeister, denen mindestens zwei 
Maschinenmeister der Fallgruppe 12 oder einer 
höheren Vergütungsgruppe durch ausdrückli­
che Anordnung ständig unterstellt sind 2,3, 4 

21. Maschinenmeister, die sich durch den Umfang 
und die Bedeutung ihres Aufgabengebietes 
und große Selbständigkeit wesentlich aus der 
Fallgruppe 15 herausheben-1 



Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen - Nr. 3 vom 12. März 1981 93 

22. Meister sowie Handwerks- und Industriemei­
ster, die sich durch den Umfang und die Be­
deutung ihres Aufgabengebietes und große 
Selbständigkeit aus der Fallgruppe 14, 15 oder 
16 herausheben2,4 

Mitarbeiter im handwerklichen Erziehungsdienst werden nach den Tätig­
keitsmerkmalen für Mitarbeiter im handwerklichen. hauswirtschaftlichen 
oder landwirtschaftlichen Erziehungsdienst eingruppiert. 

2 a) Handwerksmeister sind Mitarbeiter. die nach der Handwerksordnung 
die Bezeichnung Meister i.V.m. einem Handwerk oder i.V.m. einer Be­
zeichnung, die auf eine Tätigkeit in einem Handwerk hinweist. führen 
dürfen, nachdem sie die Meisterprüfung für dieses Handwerk vor ei­
nem bei einer Handwerkskammer gebildeten Prüfungsausschuß be­
standen haben. 

b) Industriemeister sind die aus einem industriellen Ausbildungsberuf 
hervorgegangenen Facharbeiter. die ,.:or einer Industrie- und Handels­
kammer die Industriemeisterprüfung bes landen haben. 

c) Meister und l\1aschinenmeister können - anders als Handwerks- und 
Industriemeister - auch Handwerker mit Facharbeiterbrief oder Ge­
sellenprüfung sein. die keine Meisterp1üfung bei einer der Kammern 
(vgl. Buchst. a und b) abgelegt haben. denen aber \'Om zuständigenLei­
tungsorgan aufgrund der von ihnen ausgeübten Funktionen innerbe­
trieblich die Bezeichnung eines Meisters oder Maschinenmeisters zu­
erkannt worden ist. Während von Meistern nach den Tätigkeitsmerk­
malen stets die Erfüllung typischer Aufsichtsfunktionen gefordert 
wird, erstreckt sich die Tätigkeit eines Maschinenmeisters auf das Be-­
treiben, die Wartung und Pflege (einschließlich kleinerer Reparaturen) 
bestimmter Maschinen oder Maschinenanlagen. 

3 Zu der Zahl der unterstellten Mitarbeiter zählen Teilbeschäftigte entspre­
chend dem Verhältnis der mit ihnen im Arbeitsvertrag \'ereinbarten Ar· 
beitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit eines Vollbeschäftiglen. 

4 Diese Mitarbeiter erhalten nach fünfjähriger Bewährung in dieser Fall­
gruppe eine monatliche Zulage in Höhe von 7 .5 \'.H. der Anfangsgrund­
,·ergütung (§ 27 Abschn. A Abs. 1) der Vergütungsgruppe Vb. Bei der Be­
rechnung sich ergebende Bruchteile eines Pfennigs unter 0.5 sind jeweils 
abzurunden, Bruchteile \·on 0,5 und mehr sind jeweils aufzurunden. 
Die Zulage gilt bei der Bemessung des Sterbegeldes(§ 41 BAT) und des 
Übergangsgeldes (§ 63 BAT) als Bestandteil der Grundvergütung und 
wird nur neben der Vergütung gezahlt. Sie ist nur für Zeiträume zu zahlen. 
für die Vergütung. Urlaubsvergütung oder Krankenbezüge zustehen.§ 34 
und§ 36 Abs. 2 BAT gelten entsprechend." 

2. Die Berufsgruppe „Landwirtschaft, Gartenbau 
und Friedhofswesen" erhält folgende Fassung: 
,,Landwirtschaft, Gartenbau und Friedhofs­

wesen 1,2 

Verg.Gr.X 
1. Mitarbeiter in Landwirtschaft, Gartenbau 

und Friedhofswesen ohne Ausbildung mit ein­
facher Tätigkeit, sofern sie im Angestell­
tenverhältnis beschäftigt werden* 

Verg.Gr.IXb 
2. Mitarbeiter der Fallgruppe 1 nach zweijähri­

ger Eingruppierung und Bewährung in der 
Verg.Gr.X 

3. Mitarbeiter in Landwirtschaft, Gartenbau 
und Friedhofswesen ohne Ausbildung mit 
schwierigerer Tätigkeit, sofern sie im Ange­
stelltenverhältnis beschäftigt werden* 

Verg.Gr. IXa 
4. Mitarbeiter der Fallgruppe 3 nach zweijähri­

ger Eingruppierung und Bewährung in der 
Verg.Gr. IXb 

Verg.Gr. VIII 
5. Mitarbeiter in Landwirtschaft, Gartenbau 

und Friedhofswesen mit Facharbeiterbrief 
oder Gehilfenprüfung* 

Verg.Gr. VII 
6. Mitarbeiter der Fallgruppe 5 nach dreijähri­

ger Eingruppierung und Bewährung in der 
Verg.Gr. VIII 

7. Mitarbeiter in Landwirtschaft, Gartenbau 
und Friedhofswesen mit Facharbeiterbrief 
oder Gehilfenprüfung in Stellen mit größerer 
Verantwortung 

8. Meister mit mindestens zweijähriger Tätigkeit 
als Gärtnergehilfen, die die Aufsicht über eine 
Gruppe von Gärtnergehilfen oder Arbeitern 
mit gärtnerischem oder landwirtschaftlichen 
Facharbeiterbrief führen3 

9. Gärtnermeister mit kleineren Arbeitsberei­
chen mit einem geringeren Maß von eigener 
V erantwortungJ.4 

10. Gärtnenneister in der Stellung von Verwal­
tern kleinerer Friedhöfe3·5 

Verg.Gr. VIb 
11. Mitarbeiter der Fallgruppen 7 bis 10 nach 

achtjähriger Eingruppierung und Bewährung 
in der Verg.Gr. VII3,,.s 

12. Meister mit mindestens zweijähriger Tätigkeit 
als Meister in der Verg.Gr. VII, Fallgruppe 8 
oder einer entsprechenden Tätigkeit, die die 
Aufsicht über eine größere Gruppe von Gärt­
nergehilfen oder Arbeitern mit gärtnerischem 
oder landwirtschaftlichem Facharbeiterbrief 
führen3 

13. Gärtnermeister, soweit nicht anderweitig ein­
gruppiert3 

14. Gärtnermeister in der Stellung von Verwal­
tern mittlerer Friedhöfe3.s 

Verg.Gr. Vc 
15. Mitarbeiter der Fallgruppen 12 bis 14 nach 

achtjähriger Eingruppierung und Bewährung 
in der V erg. Gr. VIbJ, 5 

16. Meister mit mindestens dreijähriger Tätigkeit 
als Meister in der Verg.Gr. VIb Fallgruppe 12 
oder einer entsprechenden Tätigkeit, sofern sie 
besonders schwierige Arbeitsbereiche zu be­
aufsichtigen haben, in denen Gärtnergehilfen 
oder Arbeiter mit gärtnerischem oder landwirt­
schaftlichem Facharbeiterbrief beschäftigt 
sind3,'1 

17. Gärtnermeister, die sich dadurch aus der Fall­
gruppe 13 herausheben, daß sie in einem be­
sonders bedeutenden Arbeitsbereich mit ei­
nem höheren Maß von Verantwortung beschäf­
tigt sind3 ,4 

18. Gärtnermeister, sofern sie besonders schwie­
rige Arbeitsbereiche zu beaufsichtigen haben, 
in denen Gärtnergehilfen oder Arbeiter mit 
gärtnerischem oder landwirtschaftlt~ri~m Fach­
arbeiterbrief beschäftigt sind u 

19. Gärtnermeister in der Stellung von Verwal­
tern größerer Friedhöfe3,s 

Verg.Gr. Vb 
20. Mitarbeiter der Fallgruppen 16 bis 19 nach 

achtjähriger Eingruppierung und Bewährung 
inderVerg.Gr. VcJ,4,s 

21. Gärtnermeister, die in einem besonders be­
deutenden Arbeitsbereich mit einem höheren 
Maß an Verantwortung beschäftigt sind und 
sich durch den Umfang und die Bedeutung ih­
res Aufgabengebietes sowie durch große Selb-
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ständigkeit wesentlich aus den Fallgruppen 16 
und 17 heraushebena .4 ,6 

22. Gärtnermeister, denen mehrere Gärtnermei­
ster oder Meister, davon mindestens einer mit 
Tätigkeiten mindestens der Fallgruppen 16, 17 
oder 18 durch ausdrückliche Anordnung stän­
dig unterstellt sind oder die regelmäßig ver­
gleichbare Arbeitskräfte von Unternehmern 
einzusetzen und zu beaufsichtigen haben3,6 

23. Gärtnermeister in der Stellung von Verwal­
tern großer Friedhöfe3-5,6 

Mitarbeiter iln landwirtschaftlichen Erziehungsdienst werden nach den 
Tätigkeitsmerkmalen für „Mitarbeiter im handwerklichen. hauswirt­
schaftlichen oder landwirtschaftlichen Erziehungsdienst" eingruppiert. 

2 Leitern von Landwirtschafts- und Weinbaubetrieben werden nach den 
Bestimmungen des Teils II Abschn. E Unterabs. II (Angestellte im Gar­
tenbau. in der Landwirtschaft un<l im Weinbau) der Anlage 1 a zum BAT 
eing1uppiert. 

3 a) Gärtnermeister sind Mitarbeiter. die diese Bezeichnung nach der 
Handwerkerordnung führen dürfen. nachdem sie die Gärtnermeister­
prüfung vor einem bei einer Hand\verkskammer gebildeten Prüfungs­
ausschuß bestanden haben. 

b) Meister können - anders als Handwerks- und Industriemeister-auch 
Handwerker oder Facharbeiter sein. die keine Meisterprüfung \'Or ei­
ner Handwerks- oder Industrie- und Handelskammer abgelegt haben. 
denen aber vom zusfandigen Leitungsorgan aufgrund der \'On ihnen 
ausgeübten Aufsichtsfunktion innerbetrieblich die Bezeichnung eines 
Meisters zuerkannt worden ist. 

c) Dieses Tätigkeitsmerkmal ist nur für Mitarbeiter anwendbar. die eine 
angestelltenversicherungspflichtige Tätigkeit in folgenden Fachgebie­
ten ausüben: 

Blumen- und Zierpflanzenanbau gärtnerischer Gemüsebau. 
Baumschulen, gärtnerischer Samenbau. Landschaftsgärtnerei. 
Friedhofsgärtnerei. 

4 Arbeitsbereich im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind z. B. Reviere 
(Bezirke), Betriebsstätten. Friedhöfe. Besonders schwierige Arbeitsberei­
che im Sinne der Fallgruppen 16 unc:f 18 sind solche. die erheblich über 
den normalen Schwierigkeitsgrad hinausgehen. 

5 Kleine Friedhöfe sind bis zu 3 ha groß. Mittlere Friedhöfe umfassen eine 
Fläche von 3 ha bis 5 ha. Friedhöfe. die eine Fläche \'On 5 ha überschreiten. 
sind größere Friedhöfe. Große Friedhöfe umfassen eine Fläche von mehr 
als 15 ha. 

6 Diese Mitarbeiter erhalten nach fünfjähriger Bewährung in dieser Fall· 
gruppe eine monatliche Zulage in Höhe von 7.5 v. H. der Anfangsgrund­
vergütung(§ 27 Abschn. A Abs. 1) der Vergütungsgruppe Vb. Bei der Be­
rechnung sich ergebende Bruchteile eines Pfennigs unter 0.5 sind jeweils 
abzmunden, Bruchteile von 0.5 und mehr sind jeweils aufzurunden. 
Die Zulage gilt bei der Bemessung des Sterbegeldes(§ 41 BAT) und des 
Übergangsgeldes (§ 63 BAT) als Bestandteil der Grund,·ergütung und 
wird nur neben der Vergütung gezahlt. Sie ist nur für Zeiträume zu zahlen. 
für die Vergütung, Urlaubsvergütung oder Krankenbezüge zustehen.§ 34 
und 36 Abs. 2 BAT gelten entsprechend." 

§ 3 

Übergangsvorschriften 

(1) Die Eingruppierung der Mitarbeiter, die am 
31. März 1981 günstiger als nach diesem Beschluß 
eingruppiert sind, wird durch das Inkrafttreten die­
ses Beschlusses nicht berührt. 

(2) Soweit die Eingruppierung oder der An­
spruch auf die Zulage von einer Bewährungszeit 
abhängt, werden vor dem 1. April 1981 zurückge­
legte Zeiten für vor diesem Zeitpunkt angestellte 
Mitarbeiter so berücksichtigt, wie sie zu berück­
sichtigen wären, wenn dieser Beschluß bereits ge­
golten hätte. 

§ 4 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluß tritt mit Wirkung vom 1. April 
1981 in Kraft. 

Witten, den 17. Dezember 1980 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
G rote 

Bekanntmachung 
des Vierten Kirchengesetzes zur Änderung der 
Ordnung der Evangelischen Kirche der Union 

Landeskirchenamt 
Az.: 3916/A2--05 

Bielefeld, den 9.2.1981 

Gemäß Artikel 3 Kirchenordnung und Artikel 22 Ordnung der Evangelischen Kirche der Union wird 
das im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland (ABI. EKD 1980 S. 371) veröffentlichte nach­
stehende Kirchengesetz der Evangelischen Kirche der Union bekanntgemacht: 

Viertes Kirchengesetz zur Änderung der Ordnung 
der Evangelischen Kirche der Union 

Vom 15. Juni 1980 

Gemäß Artikel 10 und unter Beachtung von Arti­
kel 14 Absatz 4 Satz 2 der Ordnung der Evangeli­
schen Kirche der Union in Verbindung mit§ 3 Ab­
satz 2 des Kirchengesetzes über die Organe und 
Dienststellen der Evangelischen Kirche der Union 
vom 23. April/8. Mai 1972 hat die Synode der Evan­
gelischen Kirche der Union - Bereich Bundesre­
publik Deutschland und Berlin-West - folgendes 
Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1 
Die Ordnung der Evangelischen Kirche der Uni­

on in der Fassung des Kirchengesetzes vom 12. De­
zember 1953 (ABL EKD 1954 Seite 174), zuletzt ge­
ändert durch das Dritte Kirchengesetz zur Ände-

rung der Ordnung der Evangelischen Kirche der 
Union vom 23. April/8. Mai 1972, wird wie folgt ge­
ändert: 

Artikel 21 wird aufgehoben. 

§ 2 
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 1980 in 

Kraft. 

Be r 1 i n , den 15. Juni 1980 

Der Präses der Synode 
der Evangelischen Kirche der Union 

- Bereich Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin-West-

K a r z i g 

In Vertretung: 
(L.S.) Sievert 
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Ordnung der Jugendbildungsstätte Haus Husen 

Landeskirchenamt 
Az.: D 11-00 

Bielefeld, den 20. 12. 1980 

Die Ordnung für Haus Husen vom 3. Oktober 1974 (KABl. 1975 S. 26) ist von der Leitung der Evangeli­
schen Kirche von Westfalen durch Beschluß vom 21. Mai 1980 neu gefaßt worden. Die Neufassung tritt 
zum 1. Januar 1981 in Kraft: 

Ordnung der Jugendbildungsstätte Haus Husen 

1. Die Jugendbildungsstätte Haus Husen hat als 
Einrichtung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen für Jugendarbeit und Kindergottes­
dienst die Aufgaben, 
- ehrenamtliche Mitarbeiter in der Jugendar­

beit, in der Kinderarbeit und im Kindergot­
tesdienst aus- und weiterzubilden, 

- gemeindliche Jugendarbeit (weiblich und 
koedukativ) zu begleiten und zu beraten, 

- Jugendbildung zu betreiben, 
- den Kindergottesdienst in der Evangelischen 

Kirche von Westfalen zu fördern. 
Behindertenarbeit ist integrativer Bestandteil 
der Arbeit von Haus Husen. 
Die Jugendbildungsstätte Haus Husen arbeitet 
in der Jugendkammer der Evangelischen Kirche 
von Westfalen mit und erfüllt ihre Aufgaben in 
Absprache und Zusammenarbeit mit dem Amt 
für Jugendarbeit und dem Westfälischen Ver­
band für Kindergottesdienst. 

2. Für die Jugendbildungsstätte Haus Husen bil­
det die Leitung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen ein Kuratorium mit folgenden Lei­
tungsaufgaben: 
- Beratung und Beschlußfassung zu Grund­

satzfragen evangelischer Jugendarbeit, 
- Entgegennahme und Besprechung der J ah­

resplanung und der Arbeitsberichte der Refe­
renten, 

- Vorschläge an die Kirchenleitung für die Be­
rufung der Referenten und die Gliederung 
der Arbeitsbereiche, 

- Förderung der Kindergottesdienstarbeit im 
Einvernehmen mit dem Westfälischen Ver­
band für Kindergottesdienst, 

- Förderung der Zusammenarbeit mit anderen 
Trägern der evangelischen Jugendarbeit, 

- Beratung und Beschlußfassung von Grund­
sätzen für die Jugendbildung, 

- Verabschiedung einer Geschäftsordnung für 
die Jugendbildungsstätte Haus Husen im 
Einvernehmen mit dem Landeskirchenamt, 

- Bildung eines Geschäftsführenden Aus­
schusses, 

- Vorschläge zur Berufung in das Kuratorium. 

3. Dem Kuratorium gehören an: 
5 Mitglieder, die von der Konferenz für Jugend­
arbeit benannt werden, 
3 Mitglieder, die von dem Westfälischen Ver­
band für Kindergottesdienst benannt werden, 

3 Mitglieder, die von der Kirchenleitung ent­
sandt werden, 
der Landesjugendpfarrer, 
die Dezernenten des Landeskirchenamtes für 
Jugendarbeit, 
bis zu 8 weitere Mitglieder, die vom Kuratorium 
kooptiert werden, 
die Referenten der Jugendbildungsstätte Haus 
Husen. 

4. Das Kuratorium der Jugendbildungsstätte Haus 
Husen wird für jeweils 4 Jahre gebildet. Der Vor­
sitzende wird im Benehmen mit dem Kurato­
rium von der Kirchenleitung berufen. Das Kura­
torium tritt in der Regel viermal jährlich zusam­
men. 

5. Das Kuratorium der Jugendbildungsstätte Haus 
Husen bildet aus seiner Mitte einen Geschäfts­
führenden Ausschuß, dem der Vorsitzende des 
Kuratoriums, der Landesjugendpfarrer, zwei 
Beisitzer, der geschäftsführende Referent und 
sein Vertreter angehören müssen. Unter den 
Mitgliedern des Geschäftsführenden Ausschus­
ses soll ein Vertreter des Kindergottesdienstver­
bandes sein. Vertreter des Landeskirchenamtes 
nehmen an den Beratungen teil. Der Geschäfts­
führende Ausschuß bereitet die Sitzungen des 
Kuratoriums vor, nimmt Aufgaben wahr, die 
ihm das Kuratorium überträgt, und berät das 
Referententeam in allen Fragen der laufenden 
Arbeit, insbesondere bei Personal- und Haus­
haltsangelegenheiten. Die Referenten der Ju­
gendbildungsstätte Haus Husen sind bei Bera­
tungen über wichtige Fragen ihres Arbeitsberei­
ches hinzuzuziehen. 

6. In Verantwortung gegenüber der Kirchenlei­
tung und im Rahmen der Beschlüsse des 
Kuratoriums ist das Team der Referenten der 
Jugendbildungsstätte Haus Husen für die Lei­
tung und Durchführung der Arbeit der Jugend­
bildungsstätte Haus Husen zuständig. Der ge­
schäftsführende Referent und sein ständiger 
Vertreter werden im Benehmen mit dem Kura­
torium von der Kirchenleitung berufen. Das Re­
ferententeam führt mindestens einmal monat­
lich eine Sitzung durch. 

7. Die Ordnung der Jugendbildungsstätte Haus 
Husen kann von der Leitung der Evangelischen 
Kirche von Westfalen im Benehmen mit dem 
Kuratorium geändert werden. 

Bielefeld, den 21. Mai 1980 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

Dr. Reiß 
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Kirchengesetz 
über den Kirchensteuerhebesatz 

(Kirchensteuerbeschluß-KiStB -) 
Vom 12. November 1980 

Die Landessynode hat folgendes Kirchengesetz 
beschlossen: 

§ 1 
Auf Grund und nach Maßgabe des § 12 Absatz 4 

der Kirchensteuerordnung/KiStO in der Fassung 
vom 25. August 1977 (KABL 1978 S. 3) werden für 
die Kirchengemeinden, soweit sie nicht in Verbän­
den zusammengeschlossen sind, und für die V er­
bände im Steuerjahr 1981 Kirchensteuern als Zu­
schlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer) gern. § 6 
Absatz 1 Ziffer 1 Buchstabe a) der Kirchensteuer­
ordnung/KiStO in Höhe von 9 v.H. festgesetzt. 

§ 2 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1981.in 
Kraft. 

Bielefeld, den 12. November 1980 

Vorstehendes Kirchengesetz wird hiermit ver­
kündet. 

Bielefeld, den 18. November 1980 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

(L.S.) D r. R e i ß 

Staatliche Anerkennung 
des Kirchensteuerhebesatzes 

für das Steuerjahr 1981 

Landeskirchenamt 
Az.: 01807/B 5-01/5 

Bielefeld, den 16. 1. 1981 

Das Kirchengesetz über den Kirchensteuerhebe­
satz (Kirchensteuerbeschluß - KiStB -) vom 12. 
November 1980 (KABL 1981 S.96)haben anerkannt: 
1. der Kultusminister im Einvernehmen mit dem 

Finanzminister des Landes Nordrhein-Westfa­
len am 26. November 1980 -Az.: IV B 2. 04-20 
Nr. 3569/80 -, 

2. der Niedersächsische Kultusminister im Einver­
nehmen mit dem Niedersächsischen Minister 
der Finanzen für Gebietsteile von Kirchenge­
meinden der Evangelischen Kirche von W estfa­
len, die im Laude Niedersachsen liegen am 18. 
Dezember 1980 - Az.: 204 7 - 48063 - 8 -, 
sowie 

3. das Kultusministerium im Einvernehmen mit 
dem Ministerium der Finanzen Rheinland-Pfalz 
für Gebietsteile von Kirchengemeinden der 
Evangelischen Kirche von Westfalen, die im 
Lande Rheinland-Pfalz liegen am 23. Dezember 
1980-Az.: 967-54202/51-. 

Predigttext für den Schlußgottes­
dienst des 19. Deutschen Evangeli­

schen Kirchentages 

Landeskirchenamt 
Az.: 15636 II/C 2-21 

Bielefeld, den 2. 6. 1980 

Der 19. Deutsche Evangelische Kirchentag wird 
vom 17.- 21. Juni 1981 in Hamburg unter der Lo­
sung „Fürchte dich nicht" durchgeführt. Der Kir­
chentagssonntag ist demnach der 21. Juni 1981, er­
ster Sonntag nach Trinitatis. An diesem Sonntag 
soll über den Text 1. Johnannes 4, 16 b bis 21, ge­
predigt werden. 

Am 21. Mai 1980 hat die Kirchenleitung der Evan­
gelischen Kirche von Westfalen beschlossen, die­
sen Kirchentagstext für den Gebrauch in den Ge­
meinden an dem angegebenen Sonntag freizuge­
ben und ihn den Schwestern und Brüdern im 
Predigtdienst zu empfehlen. 

Pauschalvereinbarung zwischen der 
Evangelischen Kirche in Deutsch­
land und der GEMA über die Auffüh­
rung von Musikwerken in Gottes-

diensten und kirchlichen Feiern 

Vom 18. September/ 20. Oktober 1980 

Landeskirchenamt 
Az.: 4428/A 10-26 

Bielefeld, den 4. 2. 1981 

Nachstehend wird der Wortlaut der Pauschalverein­
barung zwischen der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land und der GEMA, Gesellschaft für musikalische 
Aufführungs- und mechanische Vervielfältigungsrechte, 
München, über die Aufführung von MuSlikwerken in 
Gottesdiensten und kirchlichen Feiern vom 18. Septem­
ber/ 20. Oktober 1980 veröffentlicht. 

Hannover, den 13. November 1980 

Evangelische Kirche in Deutschland 
- Kirchenkanzlei -

Hammer 
Präsident 

Vereinbarung 
über die Aufführung von Musikwerken 

in Gottesdiensten und kirchlichen Feiern 

(Vereinbarung PV/16 b Nr. 4 (1)) 

Die Evangelische Kirche in Deutschland, 
Herrenhäuser Straße 2 A, 3000 Hannover-Herrenhausen, 
vertreten durch den Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, 
dieser 

vertreten durch den Vorsitzenden des Rates und den 
Präsidenten der Kirchenkanzlei, 
nachstehend: EKD 
und 
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die GEMA, Gesellschaft für musikaliische Aufführungs­
und mechanische Vervielfältigungsrechte, 
Bayreuther Straße 37/38, 1000 Berlin 30, 

vertreten durch ·ihren Vorstand 
Herrn Generaldirektor Professor Dr. h. c. Erich Schulze 
nachstehend: GEMA 
schließen zur Regelung der gegenseitigen Rechte und 
Pflichten aufgrund des Beschlusses des Bundesverfas­
sungsgerichts vom 25. Oktober 1978 zu § 52 Abs. 1 
Ziff. 2 des Urheberrechtsgesetzes vom 9. September 
1965 - UrhG - unter grundsätzlicher Aufrechterhal­
tung ihrer gegensätzliichen Rechtsstandpunkte hinsicht­
lich der Vergütung,spflicht der .fiunktionalen Begleitung 
des Gemeinde-/Volksgesanges 
nachfolgende Vereinbarung: 

1. Zur Abgeltung der urheberrechtlichen Vergütungs­
ansprüche gemäß §§ 15 Abs. 2, 19 Abs. 2 und 3, 21 
UrhG der von der GEMA vertretenen Berechtigten 
für die Aufführungen von Musikwerken in Gottes­
diensten und kirchlichen Feiern in der Bundesrepu­
bliik Deutschland und Berlin (West) zahlt die EKD 
pauschal 
300 000,- DM (in Worten: dreihunderttausend) 

für das Kalenderjahr 1980 
400 000,- DM (in Worten: vierhunderttausend) 

für das Kalenderjahr 1981 
500 000,- DM (in Worten: fünfhunderttausend) 

für das Kalenderjahr 1982 

zuzüglich Umsatzsteuer in jeweils gesetzlich festge­
legter Höhe, derzeit 6,5 0/o. Die Vergütung ist jeweils 
am 1. JuLi eines Jahres fällig und zahlbar. 

2. ,,Gottesdienste" im Sinne dieser Vereinbarung sind 
diejenigen kirchlichen Veranstaltungen, die grund­
sätzlich jedermann offen stehen und die von den 
Trägern entsprechend den kirchlichen Regelungen 
als „Gottesdienst" bzw. ,,Andacht" bezeichnet wer­
den. 

,,Kiirchliche Feiern" sind kirchliche Veranstaltun­
gen in traditionellen oder neuen Formen, die je­
doch meist in unregelmäßigen Abständen stattfin­
den (z.B. Passionsandachten oder Adventsvespern) 
bzw. ziu denen in erster Linie ein besonderer Perso­
nenkreis eingeladen wird (z. B. Trauungen, Taufen, 
Trauerfeiern). 

Veranstaltungen, die nicht Gottesdienste oder 
kirchliche Feiern in dem genannten Sinne sind, wie 
Kirchenkonzerte mit einem bestimmten musikali­
schen Programm (Chor-/Orgelkonzerte, Oratorien 
usw., auch Unterhaltungsmusik) fallen nicht unter 
diese Vereinbarung. 

3. Die GEMA wird - unbeschadet der unterschied­
lichen Rechtsauffassungen - bis zu 1/s (ein Fünftel) 
der Beträge aus Ziff. 1 zur Abgeltung von Vergü­
bungsansprüchen der Urheber von Werken für die 
Begleitung des Gemeinde-/Volksgesanges verwen­
den. 

4. Die EKD wird Inhalt und Umfang der aufgeführten 
geschützten Musikwerke auf ihre Kosten feststellen 
lassen und der GEMA mitteilen. 

Die näheren Einzelheiten der Erfassung und Kon­
trolle werden im Einvernehmen mit der GEMA fest­
gelegt. 

5. Diese Vereinbarung ersetzt die Vereinbarungen PV/ 
16 b Nr. 3 (1) vom 17./31. Juli 1967 sowie PV/16 b 
Nr. 3 (2) vom 27. Januar/ 1. Februar 1972 und läuft un­
kündbar bis zum 31. Dezember 1982. Sie verlängert 
sich jeweils um ein Jahr, falls sie nicht 6 Monate 
vor ihrem Ablauf von einer der Parteien schriftlich 
gekündigt wird. 

Für den Kündigungsfall werden die Parteien 
rechtzeiti'g die Verhandlungen für eine neue Verein­
barung aufnehmen. 

Be r 1 in , den 20. Oktober 1980 

GEMA 
Gesellschaft für musikalische 

Aufführungs- und mechanische 
Vervielfältigungsrechte 

Der Vorstand 
Prof. Dr. S c h u l z e 

Ha n n o ver, den 18. September 1980 

Evangelische Kirche in Deutschland 
Der Vorsitzende des Rates 

D. Lohse 
Landesbischof 

Präsident der Kirchen'kanzlei 
Hammer 

Besetzung der Verwaltungskammer, 
der Disziplinarkammer 

und der Spruchkammern für Lehr­
beanstandung der Evangelischen 

Kirche von Westfalen 

Landeskirchenamt 
Az.: 1548181/A 12-02/1 

Bielefeld, den 14. 1. 1981 

Die in der nachstehenden Aufstellung benannten 
Mitglieder der Verwaltungskammer, der Disziplin­
arkammer und der Spruchkammern für Lehrbean­
standung sind von der Landessynode 1980 neu ge­
wählt worden. Die Amtszeit der Mitglieder der Ver­
waltungskammer und der Disziplinarkammer be­
ginnt am 1. Januar 1981 und endet am 31. Dezember 
1986. Die Mitglieder der Spruchkammern sind für 
die Dauer der Amtsperiode der 9. Landessynode 
gewählt worden. 

A. Verwaltungskammer der Evangelischen 
Kirche von Westfalen 

I. Rechtskundiger Vorsitzender: 
Richter am OVG Dr. Stein, 
4400 Münster 

1. Stellvertreter: 
Vorsitzender Richter am OVG 
Dr. Brockhaus, 
4400 Münster 

2. Stellvertreter: 
Rechtsanwalt und Notar Ortmann, 
4600 Dortmund 1 

II. Rechtskundiges Mitglied: 
Oberstadtdirektor a.D. Steinbeck, 
5800 Hagen 

1. Stellvertreter: 
Ltd. Regierungsdirektor Wegner, 
4800 Bielefeld 14 

2. Stellvertreter: 
1 

Vizepräsident des VG Dames, 
5760 Arnsberg 
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III. Theologisches Mitglied: 
Pfarrer Lipper, 
4723 Neubeckum 

1. Stellvertreter: 
Superintendent Schumann, 
4970 Bad Oeynhausen 

2. Stellvertreter: 
Pfarrer N eermann, 
3492 Brakel 

IV. Theologisches Mitglied: 
Pfarrer Dr. Limberg, 
4700Hamm 1 

1. Stellvertreter: 
Superintendent Müller-Knapp, 
4900 Herford 

2. Stellvertreter: 
Pfarrer Illmer-Kephalides, 
4800 Bielefeld 1 

V. Presbyter-Mitglied: 
Ltd. Stadtrechtsdirektor Dr. Schlue, 
4700Hamm 1 

1. Stellvertreter: 
Ltd. Regierungsdirektor Dorendorf, 
4400 Münster 

2. Stellvertreter: 
Regierungsdirektor Dr. Müller, 
4 717 Nordkirchen 

B. Disziplinarkammer der Evangelischen Kirche 
von Westfalen 

I. Rechtskundiger Vorsitzender: 
Präsident des VG Thierkopf, 
4400 Münster 

1. Stellvertreter: 
Richter am LG Kriege, 
4800 Bielefeld 14 

2. Stellvertreter: 
Stadtdirektor Dr. Gronwald, 
4700Hamm 1 

II. Theologischer Beisitzer: 
Superintendent Schumann, 
4970 Bad Oeynhausen 

1. Stellvertreter: 
Superintendent Lange, 
4600 Dortmund 72 

2. Stellvertreter: 
Superintendent Henrich, 
5920 Bad Berleburg 

III. Theologischer Beisitzer: 
Pfarrer Dahlkötter, 
4400 Münster 

1. Stellvertreter: 
Pfarrerin Kreutler, 
5800 Hagen 1 

2. Stellvertreter: 
Pfarrer Finger, 
4800 Bielefeld 13 

IV. Rechtskundiger Beisitzer: 
Richter am LG Kriege, 
4800 Bielefeld 14 

1. Stellvertreter: 
Rechtsanwalt und Notar 
Dr. Schleifenbaum, 
5900 Siegen 

2. Stellvertreter: 
L,td. Kreisrechtsdirektor 
Prinz zu Waldeck-Pyrmont, 
4770 Soest 

V. Nichttheologischer Beisitzer: 
Diplom-Kaufmann Dr. Thünken, 
5800 Hagen 7 

1. Stellvertreter: 
Beigeordneter Peperkorn, 
4800 Bielefeld 13 

2. Stellvertreter: 
Diplom-Landwirt von Bodelschwingh, 
4619 Bergkamen-Weddinghofen 

An die Stelle eines theologischen Beisitzers tritt bei 
V erfahren gegen 
Prediger: 

Pastor Huneke, 
4970 Bad Oeynhausen 1 

1. Stellvertreter: 
Pastor Gensch, 
3533 Willebadessen 

2. Stellvertreter: 
Pastor Beck, 
4535 Westerkappeln 

Beamte des höheren Dienstes: 
Studiendirektorin Dr. Wolf, 
4800 Bielefeld 11 

1. Stellvertreter: 
Oberstudiendirektor Kahl, 
5882 Meinerzhagen 

2. Stellvertreter: 
Kirchen-Verwaltungsdirektor Grote, 
5800Hagen 

Beamte des gehobenen Dienstes: 
Kirchen-Oberamtsrat Stork, 
4390 Gladbeck 

1. Stellvertreter: 
Kirchenamtsrätin Geyer-Vorwerk, 
4600 Dortmund 50 

2. Stellvertreter: 
Landeskirchen-Amtmann Schulz, 
4800 Bielefeld 14 

Beamte des mittleren Dienstes: 
Kirchen-Amtsinspektor Schulz, 
5800Hagen 

1. Stellvertreter: 
Küster Feldmeier, 
4430 Burgsteinfurt 

2. Stellvertreter: 
Küster Steffen, 
4900 Herford 
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C. Spruchkammern der Evangelischen Kirche 
von Westfalen 

1. Spruchkammer I (lutherisch) 
Vorsitzender: 

Superintendent Koegel-Dorfs, 
4790 Paderborn 

Stellvertretender Vorsitzender: 
Oberamtsrichter i.R. Speitel, 
4950Minden 

1. Theologische Mitglieder: 
Superintendent Koegel-Dorfs, 
4 790 Paderborn 
Pfarrer Asselmeyer, 
5800Hagen 
Superintendent Schumann, 
4970 Bad Oeynhausen 
Superintendent Müller-Knapp, 
4900 Herford 

Stellvertreter: 
1. Pfarrer Brasse, 

4900 Herford 
2. Superintendent Tegeler, 

4990 Lübbecke 1 
3. Pfarrer Kotthaus, 

4972Löhne 
4. Superintendent Völker, 

4950Minden 

mit der Maßgabe, daß die Stellvertreter in dieser 
Reihenfolge jedes Mitglied vertreten. 

2. Gemeindeglieder mit der Befähigung zum Pres­
byteramt: 

Gemeindeglied: 
Oberamtsrichter i.R. Spei tel, 
4950Minden 

Stellvertreter: 
Rechtsanwalt Höpker jun., 
4980Bünde 1 

Gemeindeglied: 
Richter am AG Brinkmann, 
4770 Soest-Hattrop 

Stellvertreter: 
Studiendirektor Dr. Meinck, 
5800Hagen 

3. Professoren: 
Professor Dr. Hornig, 
4630Bochum 

Stellvertreter: 
Professor Dr. Stählin, 
4800 Bielefeld 13 

2. Spruchkammer II (reformiert) 
Vorsitzender: 

Superintendent Henrich, 
5920 Bad Berleburg 

Stellvertretender Vorsitzender: 
Verw.-Gerichtsrat a.D. Dr. Ludwig, 
4950Minden 

1. Theologische Mitglieder: 
Superintendent Henrich 
5920 Bad Berleburg 
Superintendent Achenbach, 
5900 Siegen 1 
Pfarrer Dr. Wilkens, 
4543Lienen 
Pfarrer Brandes, 
5900 Siegen 31 

Stellvertreter: 
1. Pfarrer Stoffer, 

5990 Altena 
2. Pfarrer Albrecht, 

5909 Burbach-N iederdresselndorf 
3. Pfarrer Weiß, 

5900 Siegen 1 
4. Pfarrer Dr. Homburg, 

5802 Wetter 1 

mit der Maßgabe, daß die Stellvertreter in dieser 
Reihenfolge jedes Mitglied vertreten. 

2. Gemeindeglieder mit der Befähigung zum Pres­
byteramt: 

Gemeindeglied: 
Verw.-Gerichtsrata.D. Dr. Ludwig, 
4950Minden 

Stellvertreter: 
Schulrat Hein, 
5912 Hilchenbach 

Gemeindeglied: 
Studiendirektor Hilge, 
4800 Bielefeld 1 

Stellvertreter: 
Studiendirektor Dr. Scholmeyer, 
4530 Ibbenbüren 

3. Professoren: 
Professor Dr. Neuser, 
4401 Ostbevern 

Stellvertreter: 
Professor Dr. Eßer, 
4435 Horstmar 

3. Spruchkammer III (uniert) 

Vorsitzender: 

Superintendent Linnemann, 
4600 Dortmund 1 

Stell vertretender Vorsitzender: 
Richter am AG Knoblauch, 
4630 Bochum 1 

1. Theologische Mitglieder: 
Superintendent Linnemann, 
4600 Dortmund 1 
Superintendent Dr. Weichenhan, 
5860 Iserlohn 
Pfarrer Lorenz, 
4600 Dortmund 1 
Pfarrer Schuch, 
4630 Bochum 6 
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Stellvertreter: 
1. Superintendent Tometten, 

5810 Witten 
2. Pfarrer Ziemann, 

5990Altena 
3. Pfarrer Winkelmann, 

4630 Bochum 6 
4. Pfarrer Stutte, 

4770 Soest 

mit der Maßgabe, daß die Stellvertreter in dieser 
Reihenfolge jedes Mitglied vertreten. 

2. Gemeindeglieder mit der Befähigung zum Pres­
byteramt: 

Gemeindeglied: 
Richter am AG Knoblauch, 
4630 Bochum 1 

Stellvertreter: 
Stadtdirektor Dr. Gronwald, 
4700Hamm 1 

Gemeindeglied: 
Stadtdirektor Dr. Dr. Spellerberg, 
5840 Schwerte 

Stellvertreter: 
Vorsitzender Richter am LG Rudwaleit, 
4800 Bielefeld 1 

3. Professoren: 
Professor Dr. Merkel, 
4400 Münster 

Stellvertreter: 
Professor Dr. Gräßer, 
5810 Witten-Bommern 

Urlaub der Kirchenbeamten 

Landeskirchenamt 
Az.: 3461/81/A 7--03 

Bielefeld, den 30. 1. 1981 

Die Verordnung über den Erholungsurlaub der 
Beamten und Richter im Lande Nordrhein-Westfa­
len ist durch Verordnung vom 23. Dezember 1980 
(GV. NW. 1981 S. 10) geändert worden. Da die Ur­
laubsverordnung auf Grund von§ 6 des Kirchenge­
setzes zur Einführung des Kirchenbeamtengeset­
zes in der Ev. Kirche von Westfalen vom 26. Okto­
ber 1962 (KABL 1962 S. 164) auch für die Kirchen­
beamten im Bereich der westfälischen 
Landeskirche Anwendung findet, geben wir den 
Wortlaut der Änderungsverordnung nachstehend 
auszugsweise wieder. 

Zehnte Verordnung zur Änderung der Verord­
nung über den Erholungsurlaub der Beamten und 

Richter im Lande Nordrhein-Westfalen 

Vom 23. Dezember 1980 

Aufgrund des§ 101 Abs. 1 Landesbeamtengesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Mai 
1970 (GV. NW. S. 344), zuletzt geändert durch Ge-

setz vom 25. März 1980 (GV. NW. S. 246), wird ver­
ordnet: 

Artikel I 
Die Verordnung über den Erholungsurlaub der 

Beamten und Richter im Lande Nordrhein-Westfa­
len (Erholungsurlaubsverordnung - EUV) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 
1970 (GV. NW. S. 724), zuletzt geändert durch Ver­
ordnung vom 15. März 1977 (GV. NW. S. 154), wird 
wie folgt geändert: 
1. In§ 1 wird das Wort „Dienstbezüge" durch das 

Wort „Besoldung" ersetzt. 
2. In§ 3 werden die Wörter,,§ 5 Abs. 3" durch die 

Wörter ,, § 5 a Abs. 1" ersetzt. 
3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
,,(2) Der Urlaub beträgt 
vor vollendetem 
16. 30. 40. 

Lebensjahr 
25 24 27 

nach vollendetem 
40. Lebens­

jahr 
30 Arbeitstage" 

b) Die Absätze 3 und 4 werden gestrichen, 
c) Die Absätze 5 bis 7 werden Absätze 3 bis 5, 
d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

· ,,(4) Wird einem Beamten Urlaub unter Weg­
fall der Besoldung bewilligt, so wird der für 
das Urlaubsjahr zustehende Erholungsurlaub 
für jeden vollen Monat der Beurlaubung um 
1/12 gekürzt." 

4. Nach § 5 wird als § 5 a eingefügt: 

,,§ 5 a 
Zeitliche Lage des Urlaubs 

(1) Beamten in der Ausbildung ist der Erho­
lungsurlaub so zu bewilligen, daß der geordnete 
Ablauf der Ausbildung gewährleistet ist. 

(2) Beamten in der Ausbildung, die das 18. Le­
bensjahr noch nicht vollendet haben, soll der Ur­
laub zusammenhängend erteilt und, soweit sie 
berufsschulpflichtig sind, in der Zeit der Berufs­
schulferien gewährt werden. Soweit er nicht in 
diese Zeit fällt, ist für jeden Berufsschultag, an 
dem die Berufsschule während des Urlaubs be­
sucht wird, ein weiterer Urlaubstag zu gewäh­
ren. 

(3) Bei einer Ausbildung an einer Fachhoch­
schule soll Urlaub nicht während der fachwis­
senschaftlichen Studienzeit gewährt werden. 

(4) Lehrer an öffentlichen Schulen erhalten 
den Erholugsurlaub während der Schulferien." 

5. § 7 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 werden 

in Satz 1 das Wort „genommen" durch das 
Wort „angetreten" 
und 
in den Sätzen 1 und 2 jeweils das Wort „drei" 
durch das Wort „vier" ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „Abs. 5" durch 
die Wörter „Abs. 3" ersetzt. 

Artikel II 
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Artikel III 
Artikel I Nr. 3 Buchstabe a tritt mit Wirkung vom 

1. Januar 1980, im übrigen tritt diese Verordnung 
am Tage nach der Verkündung in Kraft*). 

*I Der Tag nach der Verkündung ist der 17. Januar 1981 

Bewertung der Personalunterkünfte 

Landeskirchenamt 
Az.: 3998/81/A 7--02 

Bielefeld, den 30. 1. 1981 

Nach dem jeweiligen § 4 der Tarifverträge über 
die Verwertung der Personalunterkünfte für Ange­
stellte und für Arbeiter vom 16. März 1974 (Kirchl. 
Arbeitsrecht in Westfalen, I B 2 a und II B 2 d) wer­
den die in dem jeweiligen§ 3 Abs. 1 und Abs. 4 Un­
terabs. 3 der genannten Tarifverträge festgelegten 
Beträge zu demselben Zeitpunkt und um densel­
ben Prozentsatz erhöht oder vermindert, um den 
der aufgrund von § 17 Satz 1 Nr. 3 SGB IV in der 
Sachbezugsverordnung allgemein festgesetzte 
Wert für Wohnungen mit Heizung und Beleuch­
tung erhöht oder vermindert wird. Nach der Ver­
ordnung zur Änderung der Sachbezugsverordnung 
1980 vom 10. Dezember 1980 (BGBl. I S. 2244*) ist 
der maßgebende Bezugswert mit Wirkung vom 1. 
Januar 1981 an um 9,71 v.H. angehoben worden. 
Um diesen Prozentsatz haben sich daher vom sel­
ben Zeitpunkt an die o. a. Beträge erhöht. Es gelten 
mithin seit dem 1. Januar 1981 folgende Beträge 
a) nach§ 3 Abs. 4 Unterabs. 3 der Tarifverträge: 

3,94DM, 
b) nach§ 3Abs. 1 Unterabs.1 

in der DMjeqm 
Wert- für Personalunterkünfte Nutzfläche 
klasse monatlich 

1 ohne ausreichende Gemein- 6,58 
schaftseinrichtungen 

2 mit ausreichenden Gemein- 7,26 
schaftseinrichtungen 

3 mit eigenem Bad oder Dusche 8,29 
4 mit eigener Toilette und Bad 9,23 

oder Dusche 
5 mit eigener Kochnische, 9,87 

Toilette und Bad oder Dusche 

* Die Sachbezugsverordnung 1981 ist im KABJ. 1981 S. 47 abgedruckt. 

Bekanntmachung des Siegels 
der Evangelischen Kirchengemeinde 

Beckum, Kirchenkreis Gütersloh 

Landeskirchenamt 
Az.: 45894/Beckum9 

Bielefeld, den 28. 1. 1981 

Die zum 30. April 1888 errichtete Evangelische 
Kirchengemeinde Beckum (KABl. 1888 S. 43) führt 
nunmehr folgendes Siegel: 

~\\"" 
l Lll " \JnS! 
-~~ ~ 

.9N3H'J't\ --
Die Bekanntgabe des Siegels erfolgt aufgrund 

von§ 26 der Richtlinien für das Siegelwesen in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (Siegelord­
nung) vom 31. August 1965 (KABl. 1966 S. 137). Das 
bisher geführte Siegel ist eingezogen und außer 
Kraft gesetzt. 

Ferienordnung 
für das Schuljahr 1982/83 

Landeskirchenamt 
Az.: 3236/C 9--06 

Bielefeld, den 22. 1. 1981 

Der Kultusminister des Landes NW hat am 26. 11. 
1980 nachstehenden Erlaß - Az.: III C 
4/1.36-70/0-2460/80-veröffentlicht: 

Die Ferien für das Schuljahr 1982/83 werden für 
allgemeinbildende und berufsbildende Schulen 
folgendermaßen festgelegt: 

Schuljahr 1982/83 

Ferien Erster Ferientag Letzter Ferientag 

Sommer Donnerstag Samstag 
15. Juli 1982 28. August 1982 

Herbst Samstag Samstag 
9. Oktober 1982 16. Oktober 1982 

Weihnachten Donnerstag Mittwoch 
23. Dezember 1982 5. Januar 1983 

Ostern Samstag Samstag 
19. März 1983 9. April 1983 

Pfingsten Samstag Dienstag 
21. Mai 1983; 24.Mai1983 

Die Sommerferien des Jahres 1983 werden vom 7. 
Juli 1983 (erster Ferientag) bis zum 20. August 1983 
(letzter Ferientag) dauern. 

Die Sommerferien der landwirtschaftlichen 
Fachschulen können im Einvernehmen mit der 
Schulaufsichtsbehörde den besonderen Bedürfnis­
sen der Landwirtschaft angepaßt werden. 

Urkunde über die Anerkennung 
als Evangelische Stiftung 

Aufgrund von § 1 des Kirchengesetzes über 
rechtsfähige Evangelische Stiftungen des privaten 
Rechts (StiftG EKvW) vom 4. November 1977 
(KABl. S. 145) in Verbindung mit dem Delegations­
beschluß der Kirchenleitung vom 13. September 
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1979 wird die rechtsfähige Stiftung des privaten 
Rechts 

Simeonsstift im Ev. J ohanneswerk e.V. 
in Bielefeld als Evangelische Stiftung anerkannt 
und in das Stiftungsverzeichnis der Evangelischen 
Kirche von Westfalen aufgenommen. 

Bielefeld, den 9. Februar 1981 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
(L.S.) Marker t 
Az.: 311/B 4-38 

Urkunde über die Anerkennung 
als Evangelische Stiftung 

Aufgrund von § 1 des Kirchengesetzes über 
rechtsfähige Evangelische Stiftungen des privaten 
Rechts (StiftG EKvW) vom 4. November 1977 
(KABl. S. 14 5) in Verbindung mit dem Delegations­
beschluß der Kirchenleitung vom 13. September 
1979 wird die rechtsfähige Stiftung des privaten 
Rechts 

J ohannesstift im Ev. J ohanneswerk e.V. 
in Bielefeld als Evangelische Stiftung anerkannt 
und in das Stiftungsverzeichnis der Evangelischen 
Kirche von Westfalen aufgenommen. 

Bielefeld, den 9. Februar 1981 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
(L.S.) Marker t 
Az.: 312/B 4-35 

Urkunde über die Umwandlung 
einer Gemeindepfarrstelle in eine 

Kreispfarrstelle 

Auf Grund von Artikel 11 der Kirchenordnung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 1. 
Dezember 1953 in Verbindung mit § 1 Abs. 1 des 
Kirchengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarr­
stellen in der Evangelischen Kirche von Westfalen 
vom 28. Oktober 1966 wird nach Anhören der Betei­
ligten hierdurch folgendes festgesetzt: 

§ 1 
Die in der Evangelischen Kirchengemeinde Dor­

sten für Religionsunterricht bestehende (2.) Pfarr­
stelle wird auf den Kirchenkreis Gladbeck-Bottrop 
als (7.) Kreispfarrstelle übertragen. 

§2 

Die Besetzung der (7.) Kreispfarrstelle des Kir­
chenkreises Gladbeck-Bottrop erfolgt gemäß dem 
Kirchengesetz über die kreiskirchlichen Pfarrstel­
len der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 

28. Oktober 1966 (KABl. 1966 S. 158) in Verbindung 
mit § 5 des Kirchengesetzes zur Übernahme des 3. 
Dienstrechtsänderungsgesetzes der Evangelischen 
Kirche der Union vom 18. Oktober 1974 (KABl. 
1975S. 6). 

§ 3 

Die Urkunde tritt am 1. Januar 1981 in Kraft. 

Bielefeld, den 13. Januar 1981 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

(L.S.) D r. Re i ß 
Az.: 1545/Gladbeck-Bottrop VI/7 

Urkunde 
über die Aufhebung einer Pfarrstelle 

Aufgrund von Artikel 11 der Kirchenordnung der 
Evangelischen Kirche von Westfalen vom 1. De­
zember 19 53 wird nach Anhörung der Beteiligten 
hierdurch folgendes festgesetzt: 

§ 1 

In der Ev. Petri-Kirchengemeinde Bielefeld, Kir­
chenkreis Bielefeld, wird die (3). Pfarrstelle aufge­
hoben. 

§ 2 

Die Urkunde tritt am 1. Januar 1981 in Kraft. 

Bielefeld, den 23. Januar 1981 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

(L.S.) D r. Reiß 
Az.: 673/Bielefeld-Petri 1 (3) 

Urkunde 
über die Aufhebung einer Pfarrstelle 

Aufgrund von Artikel 11 der Kirchenordnung der 
Evangelischen Kirche von Westfalen vom 1. De­
zember 1953 wird nach Anhörung der Beteiligten 
hierdurch folgendes festgesetzt: 

§ 1 
In der Ev. Kirchengemeinde Bochum-Hiltrop, 

Kirchenkreis Bochum, wird die (2.) Pfarrstelle auf­
gehoben. 

§ 2 
Die Urkunde tritt am 1. Januar 1981 in Kraft. 

Bielefeld, den 14. Januar 1981 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

(L. S.) D r. R e i ß 
Az.: 30527/Hiltrop 1 (2) 
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Urkunde 
über die Aufhebung einer Pfarrstelle 

Aufgrund von Artikel 11 der Kirchenordnung der 
Evangelischen Kirche von Westfalen vom 1. De­
zember 1953 wird nach Anhörung der Beteiligten 
hierdurch folgendes festgesetzt: 

§ 1 
In der Evangelischen Paulus-Kirchengemeinde 

Dortmund, Kirchenkreis Dortmund-Mitte, wird die 
( 4.) Pfarrstelle aufgehoben. 

§2 

Die Urkunde tritt am 1. Januar 1981 in Kraft. 

Bielefeld, den 9. Januar 1981 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

(L.S.) D r. B e g e m a n n D r. M a r t e n s 
Az.: 35631/Dortmund-Paulus 1 ( 4) 

Pfarrer- und 
Gemeindeverzeichnis 1981 

Landeskirchenamt 
Az.:A13-40 

Bielefeld, den 16. 2. 1981 

Nach dem Stand von Februar 1981 ist ein neues 
,,Verzeichnis der Kirchengemeinden, Kirchenkrei­
se, Verbände, Ämter und Einrichtungen der Evan­
gelischen Kirche von Westfalen und ihrer Amtsträ­
ger" erschienen. Eine Neuauflage des Verzeichnis­
ses wurde wegen der überaus zahlreichen sachli­
chen und personellen Veränderungen erforderlich. 
Es umfaßt ca. 550 Seiten und wird zum Preise von 
DM 18,- zuzüglich Porto und Verpackungskosten 
vom Landeskirchenamt ausgeliefert. 

Persönliche und andere Nachrichten 

Ordiniert wurden: 

die Kandidaten / Kandidatinnen des Pfarramtes: 
D ö ring, Johannes, am 11.1.1981 in Unna; 
He n z, Albert, am 18. 1. 1981 in Iserlohn; 
He n z - G i es e 1 man n, Helga, am 18. 1. 1981 in 
Iserlohn; 
K r a u s e - S p a r m a n n , Dietrich, am 11. 1. 1981 
in Gladbeck-Zweckel; 
Meiner s , Johannes, am 25. 1. 1981 in Isenstedt; 
Reg 1 i t z, Winfried, am 1. 2. 1981 in Westkirchen; 
S c h 1 a p p a , Ulrich, am 21. 12. 1980 in Minden; 
Steinhof f, Harald, am 25. 1. 1981 in Neuenrade; 
Wo 1 f - Bar nett, Ulrich, am 11. 1. 1981 in Glad­
beck-Zwecke!. 

Berufen sind: 

Pastor im Hilfsdienst Christoph D i e s t e 1 -
h o r s t zum Pfarrer der Ev. Kirchengemeinde 
Dortmund-Wickede (2. Pfarrstelle), Kirchenkreis 
Dortmund-Nordost; 
Pastor Heinz-Alfred Fr e y zum Pfarrstellenver­
walter der Ev. Kirchengemeinde Wersen-Büren (1. 
Pfarrstelle), Kirchenkreis Tecklenburg; 
Pfarrerin Helga J e d a m s k i , Kirchenkreis Hal­
le, zur Pfarrerin der Ev. Kirchengemeinde Massen 
(1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Unna; 
Pastor im Hilfsdienst Jürgen Kr o 11 zum Pfarrer 
der Ev.-Luth. Martin-Luther-Kirchengemeinde 
Witten (1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Hattingen-Wit­
ten; 
Pfarrer Dierk L a m p e , Ev. Kirchengemeinde 
Unna, zum Pfarrer der Vereinigten Kirchenkreise 
Dortmund (2. Pfarrstelle); 
Pfarrer Rainer Oe 1 er t, Ev. Kirchengemeinde 
Glückstadt (Nordelbische Ev.-Luth. Kirche), zum 
Pfarrer der Ev.-Luth. Münster-Kirchengemeinde 
zu Herford (1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Herford; 
Pfarrer Hermann Roth, Ev.-Luth. Kirchenge­
meinde Wellinghofen, zum Pfarrer der Ev. Kirchen­
gemeinde Barop (2. Pfarrstelle), Kirchenkreis Dort­
mund-Süd; 
Pfarrerin Helma S a u e r , Ev. Kirchengemeinde 
Castrop, zur Pfarrerin des Kirchenkreises Wittgen­
stein (2. Pfarrstelle); 
Pastor im Hilfsdienst Ulrich S c h r e i b e r zum 
Pfarrer der Ev. Kirchengemeinde Meinerzhagen (3. 
Pfarrstelle), Kirchenkreis Lüdenscheid; 
Pfarrer und Superintendent Fritz S c h w a r z , 
Herne, für die Zeit vom 25. 6. 1980 bis zum 24. 6. 
1988 in die für den Superintendenten bestimmte 
Pfarrstelle des Kirchenkreises Herne; 
Pastor Karlheinz T e r t e 1 zum Pfarrstellenver­
walter der Ev. Kirchengemeinde Rahmede (1. 
Pfarrstelle), Kirchenkreis Lüdenscheid; 
Pastor im Hilfsdienst Eckhard W e d e g ä r t n e r 
zum Pfarrer der Ev. Kirchengemeinde Brackel ( 5. 
Pfarrstelle), Kirchenkreis Dortmund-Nordost; 
Pastor im Hilfsdienst Wolfgang Wie man n zum 
Pfarrer der Ev. Kirchengemeinde Dortmund-Wik­
kede ( 4. Pfarrstelle), Kirchenkreis Dortmund-Nord­
ost. 

Entlassen ist: 

Pfarrer Christof B a u m , bisher freigestellt für den 
hauptamtlichen Dienst in der Militärseelsorge, in 
den Dienst der Lippischen Landeskirche. 

Verstorben sind: 

Pfarrer i.R. Kurt D et t m a r , zuletzt Pfarrer der 
Ev. Kirchengemeinde Gütersloh, Kirchenkreis Gü­
tersloh, am 24. Dezember 1980 im Alter von 76 Jah­
ren; 
Pfarrer i.R. Hans H o ff m a n n , zuletzt Pfarrer 
der Ev. Kirchengemeinde Kierspe, Kirchenkreis 
Lüdenscheid, am 21. Januar 1981 im Alter von 81 
Jahren; 
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Pfarrer i.R. Christfried Matt k e , zuletzt Pfarrer 
des Kirchenkreises Gladbeck-Bottrop, am 8. Janu­
ar 1981 im Alter von 69 Jahren; 
Pfarrer i.R. Helmuth W i 1 h e 1 m s m e y e r , zu­
letzt Pfarrer des Kirchenkreises Schwelm, am 18. 
Dezember 1980 im Alter von 7 4 Jahren. 

Zu besetzen sind: 

a) die Kreispfarrstellen, für die Bewerbungsgesu­
che an den Herrn Superintendenten zu richten 
sind: 
7. Pfarrstelle des Kirchenkreises G 1 ad -
b e c k - B o t t r o p als Pfarrstelle zur Erteilung 
Ev. Religionslehre; 
1. Pfarrstelle des Kirchenkreises H a g e n als 
Pfarrstelle für Jugendarbeit; 
4. Pfarrstelle des Kirchenkreises Ha g e n als 
Pfarrstelle zur Erteilung Ev. Religionslehre an 
beruflichen Schulen; 
10. Pfarrstelle des Kirchenkreises H a g e n als 
Pfarrstelle zur Erteilung Ev. Religionslehre an 
beruflichen Schulen; 
1. Pfarrstelle des Kirchenkreises H a 11 e als 
Pfarrstelle zur Erteilung Ev. Religionslehre an 
beruflichen Schulen; 
5. Pfarrstelle des Kirchenkreises H a m m als 
Pfarrstelle für Krankenhausseelsorge; 

b) die Gemeindepfarrstellen, für die Bewerbungs­
gesuche an die Presbyterien durch den Super­
intendenten des jeweiligen Kirchenkreises zu 
richten sind: 
Pfarrstellen mit Luthers Katechismus: 
1. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde B a r k -
h au s e n , Kirchenkreis Minden; 
1. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde B e k­
k u m , Kirchenkreis Gütersloh; 
3. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Johannis-Kirchenge­
meinde Bi e 1 e f e 1 d, Kirchenkreis Bielefeld; 
1. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde Dort -
m und - 0 es tri c h, Kirchenkreis Dort­
mund-West; 
4. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Kirchengemeinde 
E 1 s e y i n H o h e n 1 i m b u r g , Kirchen­
kreis Iserlohn; 
1. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde F r ö n -
den b er g /Ruhr, Kirchenkreis Unna; 
7. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Kirchengemeinde 
H a s p e , Kirchenkreis Hagen; 
3. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Kirchengemeinde 
L üb b e c k e, Kirchenkreis Lübbecke; 
1. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Kirchengemeinde 
W e 11 in g h o f e n, Kirchenkreis Dortmund­
Süd; 
2. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde W e 1-
p e r , Kirchenkreis Hattingen-Witten; 
1. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde W e r -
n e , Kirchenkreis Hamm. 

Ernannt sind: 

Realschullehrerin zur Anstellung im Kirchendienst 
Marianne .Beckmann, Birger-Forell-Realschu-

le in Espelkamp, zur Realschullehrerin im Kirchen­
dienst unter Berufung in das Kirchenbeamtenver­
hältnis auf Probe; 
Studienrat zur Anstellung Wolfgang B o s c h, Sö­
derblom-Gymnasium in Espelkamp, zum Studien­
rat im Kirchendienst unter Berufung in das 
Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe; 

Frau Realschullehrerin im Kirchendienst Henrike 
Fa 1 k e n rot h, St. Jacobus-Schule in Brecker­
feld, zur Realschullehrerin im Kirchendienst unter 
Berufung in das Kirchenbeamtenverhältnis auf Le­
benszeit; 

Realschullehrer im Kirchendienst Joachim G 1 ä -
s er, St. Jacobus-Schule in Breckerfeld, zum Real­
schullehrer im Kirchendienst unter Berufung in 
das Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit; 
Studienrat zur Anstellung Gerhard K ö n e -
m a n n , Söderblom-Gymnasium in Espelkamp, 
zum Studienrat im Kirchendienst unter Berufung 
in das Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe. 

Berufung zum Kreiskirchenmusikwart: 

Herr Kirchenmusikdirektor Gerolf J a c o b i ist 
mit Wirkung vom 1. Januar 1981 für die Dauer von 
fünf Jahren zum Kreiskirchenmusikwart des Kir­
chenkreises Dortmund-Mitte berufen worden. Die 
Berufung erfolgte durch den Kreissynodalvorstand 
im Einvernehmen mit dem Landeskirchenamt und 
den kirchenmusikalischen Verbänden. 

Prüfung von Kirchenmusikern: 

Die K 1 e i n e U r k u n d e ü b e r d i e A n -
stellungsfähigkeit als C-Kirchen­
m u s i k e r haben nach Ablegung der entspre­
chenden kirchenmusikalischen Prüfung erhalten: 
Armin Be c k e r, Drossel weg 6, 5780 Bestwig; 
Irmgard C o n z e 1 m a n , geb. Erbe, Schützen­
straße 28, 5778 Meschede; 
Jürgen F 1 i et h man n, Lerchenweg 5, 4777 Wel­
ver; 
Katharina Goch t, Im Schloot 10, 4770 Soest­
Ostönnen; 
Dietrich Hesse, Osterbrei 2, 4777 Welver-Bor­
geln; 
Matthias Kam an n , Schluppergasse 2, 4772 Bad 
Sassendorf-N euengeseke; 
Kirsten K a s f e 1 d , Auf der Heide 24, 5778 Me­
schede; 
Helga Knecht, geb. Schulte, Oststraße 10, 5757 
Wickede; 
Meike Peters, Osterbrei 14a, 4777 Welver-Bor­
geln; 
Beate R i d z e w s k i, Coesterweg 32, 4770 Soest; 
Jutta Sauer 1 an d, geb. Bartram, Unterm Ha­
senfeld 14, 5778 Meschede; 
Erika St r e 1 o w, geb. Krämer, Lindweg 18, 4770 
Soest-Ostönnen; 
Susanne V o ß, Oststraße 4, 4780 Lippstadt; 
Ina W a 1 t er, Walburger Straße 2, 4770 Soest. 



Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen - Nr. 3 vom 12. März 1981 105 

Neu erschienene Bücher 
und Schriften 

Die Buchbesprechungen werden allein von den jeweiligen Rezen­
senten verantwortet. 

Peter Helbich, ,,Im Fluge unserer Zeiten", Kol­
lektengebete zum Kirchenjahr mit Wochensprü­
chen, Sonnenweg-Verlag, Neuffen, 1981, 80 S., 
geb., DM 12,80. 

Während in letzter Zeit etliche Bücher mit Für­
bittengebeten erschienen sind, gibt es nur wenige 
Versuche, Kollektengebete neu zu formulieren. Pe­
ter Helbich legt für jeden Sonn- und Feiertag des 
Kirchenjahres ein Kollektengebet vor, das sich 
streng an die Grundform hält und dessen Sprache 
den Menschen von heute erreicht; der Inhalt der 
Bitte ist jeweils dem Sonntag angemessen. Jedes 
Kollektengebet umfaßt eine Seite und ist wegen 
des großen Drucks auch bei schlechten Lichtver­
hältnissen noch lesbar; unter dem Gebet ist der Wo­
chenspruch abgedruckt. Ein für jeden Liturgen 
hilfreiches Buch - auch in der Weise, daß auf 
jeder Seite Platz für eigene Formulierungen bleibt! 

K.-F. W. 
Klaus Steinweg, ,,Besinnung auf Christus", Eine 

Handreichung für die Passionszeit, Sonnenweg­
Verlag, Neuffen, 1980, 48 S., geb., DM9,80. 

Der Vf. legt den liturgischen Ablauf von zehn 
Passionsandachten vor; ein Gebet und eine Besin­
nung mit einem Bibeltext sind jeweils vollständig 
abgedruckt. Am Schluß folgt eine musikalische 
Passionsandacht; schließlich bringt der Vf. noch 
einige weitere Gebete. Die Sprache ist verständ­
lich, ohne aufdringlich zu sein. 

Die zehn Andachten haben einen thematischen 
Aufbau; die Texte zu den Besinnungen stammen 
vor allem aus dem Matthäus-Evangelium; zweimal 
ist ein lukanischer und einmal ein johanneischer 
Text abgedruckt. 

Das Buch ist eine gute Handreichung; der Benut­
zer sollte die Besinnungen aber nicht einfach vorle­
sen, sondern konkret füllen und in die Situation der 
Gemeindeneusagen. K.-F. W. 

,,Die Ostkirche betet", Hymnen aus den Tagzei­
ten der byzantinischen Kirche: Bd. 1, Vorfastenzeit 
- Erste bis dritte Fastenwoche, 453 S., Ln., DM 
22,50; Bd. 2: Vierte bis sechste Fastenwoche - Die 
Heilige Woche, 487 S., Ln., DM 24,50; Verlag Re­
gensberg, Münster, 1962/63. 

Die Beschäftigung mit ostkirchlichen liturgi­
schen Texten ist längst nicht mehr nur auf einen 
kleinen Kreis von Theologen begrenzt. Wo Men­
schen in ökumenischen Gottesdiensten miteinan­
der beten, erinnern sie sich selbst und die Christen 
anderer Konfession an ihre Gebetstraditionen. 

Es gibt vielerorts gute Beziehungen zwischen 
evangelischen und orthodoxen Gemeinden. S.o ist 
es an der Zeit, in unseren Gemeinden deutlich zu 
machen, wie „die Ostkirche betet". Die beiden vor­
liegenden Bücher leisten eine wertvolle Hilfe. Die 
Texte sind 1934/35 von dem Franziskanerpater Ki­
lian Kirchhoff herausgegeben und nach dem Krieg 
in zweiter Auflage von seinem Confrater Chrysolo-

gus Schollmeyer überarbeitet worden. Jedem 
Band sind liturgische Vorbemerkungen vorange­
stellt; sie sollten nicht überschlagen werden. 

Wer die Bücher benutzt, braucht Ruhe und Zeit. 
Man muß sich einlesen, und dann wird man ins Be­
ten hineingeführt; man wird erfahren, daß Beten 
nicht zeitraubend ist. 

Die Spiritualität der Ostkirche ist im biblischen 
Glauben verankert. Wie groß ist das Gotteslob, die 
Anbetung! Das im Hymnus entfaltete Staunen! 

Besonders hingewiesen sei auf die Gebete in der 
Karwoche (am Schluß des zweiten Bandes). Sie 
könnten auch westliche Theologen in dieser Woche 
begleiten. 

Wer einen Gottesdienst in der Passionszeit vorbe­
reitet, wird die beiden Bände mit Gewinn benutzen 
und auch bestimmte Gebete übernehmen können; 
es wäre gut, wenn man im Gottesdienst sagt, woher 
die Gebete stammen. 

Auch für das eigene stille Gebet mögen viele Tex­
te eine Hilfe sein. Das gilt nicht nur für Theologen. 

K.-F. W. 

Helmut Köster, ,,Einführung in das Neue Testa­
ment" im Rahmen der Religionsgeschichte und 
Kulturgeschichte der hellenistischen und römi­
schen Zeit (de Gruyter Lehrbuch), Verlag Walter de 
Gruyter, Berlin und New York, 1980, XIX, 801 S., l. 
Faltkarte, geb., DM 78,-. 

Der Verfasser ist Ordinarius für Neues Testament 
und Geschichte der Alten Kirche an der Harvard­
Universität in Cambridge, Mass., USA. Er widmet 
das Buch dem Andenken an seinen Lehrer Rudolf 
Bultmann. 

Wir haben in diesem Buch keine „Einleitung in 
das Neue Testament", in der die Fragen der Abfas­
sungszeit, des Verfassers und des Aufbaus einer 
neutestamentlichen Schrift erörtert werden. Köster 
schreibt im Vorwort: ,,Hier geht es vielmehr um die 
Darstellung des geschichtlichen Ablaufs. Die früh­
christlichen Schriften sind jeweils an dem ihnen 
zukommenden Ort innerhalb der geschichtlichen 
Entwicklung behandelt. Daß ich mich dabei nicht 
auf die kanonischen Schriften des Neuen Testa­
ments beschränken konnte, ist selbstverständlich; 
denn bei der Rekonstruktion der frühchristlichen 
Geschichte wollen neben den 27 Schriften des Neu­
en Testamentes noch etwa 60 weitere frühchristli­
che Schriften mitgehört werden, die in den ersten 
150 Jahren des Christentums verfaßt wurden und 
teils vollständig, teils fragmentarisch erhalten 
sind" (S. VII). Gerade in jüngster Zeit ist viel apo­
kryphes Material entdeckt und erforscht worden. 
Es ist ein großer Vorzug, daß der in den USA leh­
rende Vf. sowohl die Forschungen im deutsch- als 
auch im englischsprachigen Bereich kennt und 
selbst vorantreibt. 

So ist ein Buch entstanden, das gewiß nicht für 
den Anfänger bestimmt ist; die Kenntnis der neute­
stamentlichen Einleitungswissenschaft ist voraus­
gesetzt. Andererseits richtet sich das Buch auch 
nicht nur an den Spezialisten; es läßt die Texte des 
Neuen Testamentes in ihrer Umwelt lebendig wer­
den. Wer nicht nur gelegentlich in Kümmels „Ein­
leitung" oder in Bultmanns „Urchristentum" nach-
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schlagen will (weil er es immer so gehalten hat), fin­
det in dem vorgelegten Band eine reiche theologi­
sche Ernte neuerer Forschung. 

Das Buch ist in zwei Hauptteile aufgeteilt: 
,,Geschichte, Kultur und Religion des hellenisti­
schen Zeitalters" und „Die Entstehung und Ge­
schichte des Christentums in der römischen Kai­
serzeit"; der zweite Teil ist fast doppelt so umfang­
reich wie der erste - aus verständlichen Gründen. 

Ich nenne nun die Paragraphen der beiden 
Hauptteile. Zunächst: ,,Geschichtlicher Über­
blick"; ,,Gesellschaft und Wirtschaft"; ,,Bildung, 
Sprache, Literatur"; ,,Philosophie und Religion"; 
,,Das Judentum der hellenistischen Zeit". Sodann: 
,,Das römische Reich als Erbe des Hellenismus"; 
,,Die Quellen für die Geschichte des frühen Chri­
stentums"; ,,Von Johannes dem Täufer zur Urge­
meinde"; ,,Paulus"; ,,Palästina und Syrien"; 
,,Ägypten"; ,,Kleinasien - Griechenland- Rom". 

Der Vf. gibt zu jedem Abschnitt die wichtige älte­
re und neue Literatur an; er nimmt auch Ansätze 
der religionsgeschichtlichen Schule auf, verleugnet 
aber keineswegs die theologische Bedeutung sei­
ner „Einführung". Das wird z. B. deutlich in dem 
letzten Abschnitt: ,,Das Christentum in der Ausein­
andersetzung mit der Welt" (S. 747-785). Wer die­
ses Thema heute ernst nimmt, hat auf die Geschich­
te zu hören. Was kann der Theolge unserer Zeit hier 
lernen? Ich nenne drei Gesichtspunkte, die E. Müh­
lenberg in der Festschrift für C. Andresen betont 
(S. 392-394): a) Methode der Theologie; b) erste sy­
stematische Selbstbestimmung des Christentums; 
c) christlicher Glaube als universaler Wahrheitsan­
spruch. 

Der Wert dieses Buches besteht darin, daß der Vf. 
das Neue Testament in einen weiten Raum stellt, 
nicht um es zu nivellieren, sondern um seine Be­
deutung um so deutlicher herauszustellen. Insofern 
hat dieses Buch Bedeutung für die praktische Ar­
beit im Dienst der Verkündigung, obwohl das 
Buch nicht expressis verbis „für die Praxis" ge­
schrieben ist. Praxisnähe erweist sich im Vollzug. 
Und da kann dieses Buch - auch mit seinen guten 
Registern - in jeder Weise bestehen. K.-F. W. 

Wolfgang Lµck, ,,Die Volkskirche: Kirchenver­
ständnis als Norm kirchlichen Handelns", Verlag: 
W. Kohlhammer, 1980 (Urban-Taschenbücher Bd. 
653, T-Reihe). 

Ein Lotse in der Volkskirche. Die Volkskirche 
gleicht einem Konvoi unterschiedlicher Schiffe oh­
ne Flaggschiff mit zentraler Befehlsgewalt. Mit die­
sem Bild beschreibt Lück ein Problem, das Chri­
sten mit Leitungsverantwortung in Kirche und Ge­
meinde in permanenter Spannung hält: Wie ist die 
Vielfalt bzw. Pluralität der Traditionen, Erwartun­
gen, Ziele und Gruppen in der Volkskirche zu be­
werten? 

Lück schreibt sein Buch von einer zentralen Er­
kenntnis aus, die er als Gemeindepfarrer und Ge­
meindeberater gewonnen hat: Ein Konflikt, bei­
spielsweise zwischen Presbyter und Pfarrer, wird 
auf persönlich-emotionaler Ebene ausgetragen, ob­
wohl er in der Tiefe aus unterschiedlichen Vorstel­
lungen über das, was Kirche sein soll, gespeist 

wird. Diese Leitbilder lassen sich nicht einfach ra­
tional beiseite schieben. Sie haben sich tief in uns 
eingeprägt auf verschiedenen Stationen unserer 
Biographie, entsprechend der jeweiligen Art von 
Wirlichkeitsauffassung, Identitätsfindung und so­
zio-kulturellen Situation. Mehr noch, sie sind tief 
verwurzelt in der Vergangenheit der Kirche. 

Beeindruckend referiert Lück Ergebnisse neute­
stamentlicher Exegese und entdeckt dabei unter­
schiedliche Gemeindetypen in der Urchristenheit. 
Ihre Kennzeichen verwendet er als Raster für eine 
,,Typologie von Kirchenverständnissen" (S. 84 ff.). 
Da gibt es Verbindungslinien zwischen dem 
Selbstverständnis der hellenistischen Gemeinden 
des Paulus und der funktionalen „Anstalt" Kirche 
für das Volk. Die frühkatholischen Briefe zeigen, 
wie Christen in der Minderheitssituation ihren 
Schutzraum „Gemeinde" gegenüber der „Welt" ab­
grenzen. Die palästinensische Urgemeinde bezeugt 
- innerhalb des Judentums - als prophetische 
,,Projektgruppe" dem Volk das Kommen des Got­
tesreiches in Wort und Tat und setzt so das Tun Je­
su fort. 

Lück plädiert für ein integriertes Kirchenver­
ständnis, für eine Volkskirche mit gesunder Viel­
falt, für eine Arbeitsteilung ihrer Gruppen. Voraus­
setzung dafür ist, daß die differenzierte kirchliche 
Praxis sich ihrer grundlegenden Leitbilder bewußt 
wird und sich durch aktive Kommunikation diese 
gegenseitig erfahrbar macht. 

Nebenergebnis dieses Nachdenkens von Lück 
sind zahlreiche Anregungen: Aufgabe der Kirchen­
bzw. Gemeindeleitung ist nicht das Verfolgen einer 
partikularen Sicht, sondern die Veranstaltung einer 
konziliaren Diskussion ihrer Mitglieder über das, 
was aus ihrer Sicht heute „dran" ist. Theologen ha­
ben auf den einzelnen Schiffen nicht die Befugnis 
eines Kapitäns, sondern die Aufgabe des Lotsen 
wahrzunehmen. (S 153) 

Der Leser des Buches findet die gegenwärtige 
Diskussion über die Volkskirche bis hin zu Arbeits­
papieren der EKD-Kanzlei und der VELKD 
schlaglichtartig gebündelt. Diese wechselnde Optik 
macht das Lesen stellenweise beschwerlich. Allzu 
vielfältig ist die aufgenommene Begrifflichkeit, un­
deutlich bisweilen die Systematik. Doch dann 
überzeugen wieder die Konturen, die der Lotse in 
den Nebelstreifen über der Volkskirche aufzeigt. 

J.H. 

Erhard S. Gerstenberger und Wolfgang Schrage, 
,,Frau und Mann", Biblische Konfrontationen, 
Band 1013, 200 Seiten, kart., Verlag W. Kohlham­
mer, Stuttgart, 1980, DM 16,-. 

Eine Besonderheit: Zwei Männer schreiben ein 
Buch über Frau und Mann. Ausdruck der „männli­
chen" Theologie? Hätte man nicht als Mitverfasse­
rin wenigstens eine Frau erwarten müssen? Oder 
zeigt sich hier eine beginnende Normalisierung im 
Verhältnis der Geschlechter? 

Den Verfassen1 geht es darum, nüchtern Aus­
kunft zu geben über die Aussagen des Alten und 
Neuen Testaments zu Frau und Mann. Sie versu­
chen dabei, nicht bei alten Klischees stehenzublei­
ben, aber auch nicht gewollt modern zu sein. Sorg-
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fältig, wie es sich für einen Dozenten für Altes Te­
stament und einen Professor für Neues Testament 
gehört, gehen sie den Aussagen des Alten und Neu­
en Testamentes nach. Dabei wird etwas deutlich 
von der Wandelbarkeit der Strukturen. Bei aller 
Sorgfalt, mit der einzelnen Fragen nachgegangen 
wird, steht am Ende des Buches der Auftrag, wei­
terzudenken. 

Die sorgfältige exegetische Arbeit der Verfasser, 
ihre Mühe, über Frau und Mann im Kontext unse­
rer Gesellschaft biblische Aussagen zu durchden­
ken und ihre Nüchternheit, in der sie sich nicht zu 
modischen Aussagen hinreißen ließen, ist dankbar 
zu begrüßen. Zu fragen bleibt, ob in diesem Rah­
men nicht ein Stück feministischer Theologie, die 
von einem ganz anderen Gesichtspunkt ausgeht, ei­
ne Hilfe zur Auseinandersetzung sein könnte. R. M. 

Francoise Dolto, Gerard Severin, ,,Dynamik des 
Evangeliums", Evangelien texte im Gespräch zwi­
schen Theologie und Psychoanlyse Walter-Verlag 
Olten und Freiburg im Breisgau. 

,,Ich habe mehr und mehr den Eindruck, daß un­
sere psychoanalytischen Entdeckungen im Evan­
gelium enthalten sind und gehört werden wollen. 
Es ist ein Schatz gesammelter Worte voller Bot­
schaften." Francoise Dolto, Ärztin und Psychoana­
lytikerin, versucht auf ihre Weise die Botschaften, 
die sie in den Evangelientexten hört, zu entschlüs­
seln und ihren Zuhörern zu sagen. Sie tut es im Ge­
spräch mit Gerard Severin, ebenfalls Psychoanaly­
tiker, der Philosophie und Theologie studiert hat. 

Es ist schon spannend, die bekannten Texte des 
Neuen Testamentes in einem so anderen Licht zu 
sehen. Francoise Dolto sieht Grundsituationen 
menschlichen Lebens in den einzelnen Bibeltexten 
dargestellt: Geburt, Erwachsenwerden, Leben das 
durch das Sterben hindurch zur Selbstverwirkli­
chung gelangt. Sie macht das deutlich, indem sie 
Beziehungen etwa zwischen der Geschichte der Er­
weckung der Tochter des Jairus und dem Erwa­
chen von Selbständigkeit und Frau-sein in einem 
Mädchen beschreibt. Es werden in diesem Buch 
Dimensionen des Evangeliums angesprochen, die 
dem Prediger selten oder nie in den Sinn kämen. 

Dieses Buch versucht keine „sachgemäße kri­
tisch exegetische Arbeit" zu leisten. Es ist subjek­
tiv, es regt zum eigenen Nachdenken und Arbeiten 
an.Wer bereit ist, sich auf ungewöhnliche Gedan­
ken einzulassen, der sollte dieses Buch lesen. Ge­
wiß wird er nicht allem Zustimmen, was Francoise 
Dolto und Gerard Severin in ihrem Gespräch ent­
wickeln. Es könnte sein, daß ihm aus diesem Buch 
Fragen entgegenkommen, die ihn in neuen, intensi­
ven Kontakt mit dem Evangelium bringen. R. M. 

Trutz Rendtorff (Hrsg.), ,,Europäische Theolo­
gie", Versuche einer Ortsbestimmung, Gütersloher 
Verlagshaus Gerd Mohn, Gütersloh, 1980, 180 S., kt. 
DM28,-; 

Douglas J. Elwood, ,,Wie Christen in Asien den­
ken", Ein theologisches Quellenbuch, Verlag Otto 
Lembeck, Frankfurt/M., 1979, 317 S., kt. DM 28,-. 

Europäische (und nordamerikanische) Theologie 
als exportintensive Wissenschaft! Das schien seit 
Jahrzehnten eine Selbstverständlichkeit zu sein. 
Theologen aus unseren Breiten gingen als Dozen­
ten für eine gewisse Zeit an theologische Seminare 
in Übersee; Theologen aus der Dritten Welt kamen 
zum Weiterstudium nach Europa, woher die Mis­
sionare stammten. 

Selbstverständlichkeiten beginnen sich zu än­
dern, und es kann nur gut sein, wenn europäische 
Theologen sich darauf einstellen. Europa ist nicht 
mehr - auch nicht theologisch! - der Maßstab der 
Welt. Im Herbst des vergangenen Jahres fand ein 
westfälisches Pastoralkolleg in Genf statt. Thema: 
„Theologie in Europa und in der Dritten Welt". Die 
Pastorinnen und Pastoren waren von den Referen­
ten aus Afrika, Asien und Lateinamerika sehr 
beeindruckt, und die europäischen Referenten 
konnten uns erste Ergebnisse des Aufarbeitens der 
Thematik vermitteln. 

Der erste Band enthät Vorträge und Voten, die 
auf dem Kongreß der Wissenschaftlichen Gesell­
schaft für Theologie im April 1979 in Göttingen ge­
halten worden sind. Eine umsichtige Einführung 
liefert - wie a.uch bei unserem Kolleg in Genf und 
bei der Vorbereitung in Villigst - Lukas Vischer, 
der wie kaum ein anderer weltweite persönliche 
ökumenische Kontakte hat. Gesprächseinleitun­
gen - u. a. ein Japaner, ein Indonesier und ein 
Theologe aus Tansania - nehmen den interkonti­
nentalen Dialog auf. Letzterer schließt sein Votum 
mit den Sätzen: ,,Europäische und afrikanische Le­
bensbedingungen und die daraus erwachsenden 
Erfahrungen sind sehr verschieden. Aber in der 
Einübung der Freiheit des Glaubens sind Christen 
in Afrika und in Europa aufeinander angewiesen" 
(S. 124). - In der Tat: weil es um Gottes Freiheit 
geht, haben wir die Freiheit des Glaubens einzuü­
ben - auch im theologischen Dialog. Der vorlie­
gende Band ist eine gute Einführung in die derzeiti­
ge Diskussionslage. Der Leser sollte den Vortrag 
von Vischer unbedingt zuerst lesen. 

Die Originalausgabe des zweiten Bandes er­
schien im Jahre 1976 auf den Philippinen. Die 
Sammlung von 22 Beiträgen ist keineswegs eine 
Dokumentation fürs theologische Archiv. Die 
Autoren - wir haben in Genf den Chinesen Choan­
Seng Song kennengelernt - nehmen uns hinein in 
die spannende Diskussion einer „N euorientierung 
der christlichen Theologie in Asien" (so die Über­
schrift des ersten Teils). Der zentrale Punkt scheint 
m. E. die Christologie zu sein. Deshalb empfehle 
ich besonders den Aufsatz: ,,Die Maßgeblichkeit 
Christi" des oben genannten chinesischen Theolo­
gen. Hier muß das Gespräch ansetzen; es kann kor­
rigieren und zum Bekennen ermuntern. 

Viele Beiträge sind durchaus in Kursen des Fa­
ches „Religion" in der gymnasialen Oberstufe zu 
benutzen. Deshalb sollte der Band auch in einer 
Schulbibliothek nicht fehlen, damit ihn Schüler 
ausleihen können. Der erste Band allerdings setzt 
weitere theologische Kenntnisse voraus; er ist für 
die Hand des Lehrers und Pfarrers bestimmt. 

K.-F. W. 
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